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Kurz gefaßt 

Bis zum Jahre 2000 
weiterhin Bevölkerungswachstum 

Das Statistische Landesamt hat eine neue Vorausbe­
rechnung der Bevölkerung vorgelegt. Es handelt sich 
dabei um eine koordinierte Rechnung der Statistischen 
Landesämter und des Statistischen Bundesamtes mit 
untereinander vergleichbaren Ergebnissen. Basis ist die 
Bevölkerung am 31. 12. 1989. Die Veröffentlichung schil­
dert die prognostizierte Entwicklung bis zum Jahre 2005 
unter Einbeziehung von Wanderungsannahmen sowie 
eine Modellrechnung für die Jahre 2006 bis 2030. Die 
wesentlichen Ergebnisse werden zusätzlich grafisch 
dargestellt. 

Gegenüber der zuletzt veröffentlichten Vorausberech­
nung berücksichtigen die jetzigen Ergebnisse die star­
ken Wanderungsgewinne der Jahre 1989 und 1990 in 
vollem Maße. Unter anderem aus diesem Grunde wird 
die Einwohnerzahl Schleswig-Holsteins in den Jahren 
bis 2005 zwischen 21 000 und 33 000 höher liegen als 
zuletzt erwartet. Ende 1990 gab es 2,62 Mill. Einwoh­
ner in Schleswig-Holstein. Bis 1994 wird die Einwoh­
nerzahl voraussichtlich auf ein Niveau von 2,66 Mill. 
ansteigen. ln den Jahren von 1994 bis 2000 wird die­
ses Niveau sogar leicht überschritten werden. Nach der 
Jahrtausendwende wird die Einwohnerzahl voraussicht­
lich zurückgehen und im Jahre 2005 wieder 2,62 Mi II. 
erreichen. 

Ferner werden sich die Zahlen der Geborenen und Ge­
storbenen nach der neuen Berechnung anders einstel­
len: Im Zeitraum 1990 bis 2005 sind 13 000 Geborene 
mehr als bisher angenommen zu erwarten, und es wer­
den 18 000 Sterbefälle weniger eintreten. Die voraus­
sichtliche Gesamtveränderung der Bevölkerung in den 
Jahren 1990 bis 2005 wird sich aus einem Wanderungs­
gewinn von 112 000 Einwohnern, 405 000 Geborenen 
und 487 000 Gestorbenen ergeben. 

Wieder weniger Milchkühe 

Nach den ersten Ergebnissen der jährlichen Dezember­
Viehzählung gibt es in Schleswig-Holstein sowohl we­
niger Rinder und Schweine als auch weniger Schafe 
als vor einem Jahr. 

Die Zahl der Rinder verringerte sich um gut 3 %. Da­
bei ist die Milchviehhaltung von besonderem Interesse. 
Der Bestand an Milchkühen ist seit 1983 tendenziell 
rückläufig und verringerte sich im Vergleich zum Vor­
jahr erneut um gut 2 % auf 460 000 Tiere. 
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Es stehen auch nur noch knapp 1,4 Mill. Schweine in 
Schleswig-Holsteins Ställen, womit sich ihre Zahl im 
Vergleich zum Dezember des Vorjahres um 3,5 % ver­
ringerte. 

Die Zahl der Schafe ging sogar um 6 % auf 244 000 
Tiere zurück. 

Gemeindefinanzen: 
der Schuldenberg wächst 

Im dritten Guartal 1991 haben die schleswig­
holsteinischen Gemeinden und Gemeindeverbände 
2,5 Mrd. DM eingenommen, 16,2 % mehr als im ent­
sprechenden Guartal des Vorjahres. 

Betrachtet man die ersten neun Monate des Jahres 1991 
zusammen, so betrugen die Einnahmen der Gemein­
den und Gemeindeverbände insgesamt 6,9 Mrd. DM. 
Sie fielen damit um 10,1 % höher aus als im vergleich­
baren Zeitraum des Jahres 1990. Die Ausgaben über­
trafen mit 7,1 Mrd. DM das Ergebnis des Vorjahres um 
7,5 %. Dieser Zuwachs beruht zur Hauptsache auf dem 
Anstieg der Personalausgaben um 10,0 % sowie den 
erhöhten Aufwendungen für Sozialhilfe u. ä. um 16,6 %. 
Die Gesamtschulden der Kommunen beliefen sich am 
Ende des dritten Guartals 1991 auf 3,9 Mrd. DM und 
waren 7,6 % größer als ein Jahr zuvor. 

Nur noch geringer Umsatzzuwachs 
im Einzelhandel 

Im Oktober 1991 setzte der Einzelhandel in Schleswig­
Holstein nominal3% mehr um als im Oktober des Vor­
jahres. Berücksichtigt man jedoch die inzwischen ein­
getretenen Preissteigerungen, so ergibt sich für den 
Umsatz nur noch eine Steigerung von 0,8 % im Ver­
gleich zum entsprechenden Vorjahresmonat 

Den höchsten Zuwachs verzeichnete der Einzelhandel 
mit Textilien, Bekleidung, Schuhen, Lederwaren (nomi­
nal + 11,3 Ofo, real + 8,4 %), während der Einzelhan­
del mit Fahrzeugen, Fahrzeugteilen und -reifen (nominal 
- 1, 7 %, real - 5,5 %) als Folge der ausgelaufenen 
Steuerbefreiung für Katalysatorfahrzeuge die größten 
Umsatzeinbußen meldete. 

Betrachtet man den gesamten Zeitraum von Januar bis 
Oktober 1991, so stieg der Umsatz im Vergleich zum 
entsprechenden Vorjahreszeitraum nominal um 8,0 % 
und real um 5,1 %. 
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Zahl der Sozialhilfeempfänger 
weiter gestiegen 

Im Laufe des Jahres 1990 erhielten in Schleswig­
Holstein 166 600 Personen oder 6,4 % der Bevölke­
rung Sozialhilfe. Mehr als 13 % der Sozialhilfeempfän­
ger waren Ausländer. 126 500 Personen empfingen 
laufende Hilfe zum Lebensunterhalt, 59 900 Hilfe in be­
sonderen Lebenslagen, ein Teil also beide Hilfearten. 

Damit ist die Zahl der Sozialhilfeempfänger drei Jahre 
in Folge um mindestens 10 000 gestiegen. Betrachtet 
man den Zeitraum der letzten zehn Jahre, so ist sogar 
ein Anstieg um 66 400 Personen oder 66 % zu ver­
zeichnen. Die Zahl der ausländischen Hilfeempfänger 
ist in diesem Zeitraum von 3 900 auf 22 300 sogar fast 
auf das Sechsfache gestiegen. 

Für die Empfänger laufender Hilfe zum Lebensunter­
halt wurde auch die Hauptursache der Hilfegewährung 
erfragt. Dabei ergab sich, daß in einem Drittel aller Fälle 
die Arbeitslosigkeit von Haushaltsmitgliedern den 
Hauptgrund für die Inanspruchnahme der Sozialhilfe­
leistungen bildete. Der Ausfall des Ernährers, z. B. in­
folge einer Ehescheidung, wurde für 15 % aller 
Haushalte als Hauptursache ermittelt. 12 % aller Not­
lagen entstanden durch unzureichende Versicherungs­
und Versorgungsansprüche. Bei 6 % aller Haushalte 
löste eine Krankheit die Hilfebedürftigkeit aus. 

Die Hilfen in besonderen Lebenslagen, die von 59 900 
Personen in Anspruch genommen wurden, gingen zu 
97% an Pflegebedürftige, Kranke und Behinderte. Fast 
die Hälfte, nämlich 28 600, empfingen Hilfe zur Pflege, 
17 600 Krankenhilfe und 11 800 Eingliederungshilfe .. 
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Baugenehmigungen: 
Trend zu Mehrfamilienhäusern 

Von Januar bis Oktober 1991 genehmigten die Baube­
hörden in Schleswig-Holstein den Neubau von 4 951 
Wohngebäuden mit 10 231 Wohnungen. Gegenüber 
dem Vergleichszeitraum des Vorjahres entspricht die­
ses einem Rückgang von 8,2 % bei den Wohngebäu­
den und einer Zunahme von 1,6% bei den Wohnungen. 
Dabei ging die Zahl der genehmigten Wohnungen in 
Eigenheimen um 10 % auf 4 503 zurück, während 
gleichzeitig die Zahl der Wohnungen in geplanten Ge­
bäuden mit drei und mehr Wohnungen um 15,6 % auf 
5 191 Wohnungen stieg. Demnach hält der Trend zum 
Mehrfamilienhaus auch 1991 an. 
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Aufsätze 

Die Regionalisierung des Zentralstaates in den 
Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen 

Wirtschaftliche Daten beziehen sich, ohne daß man sich 
dessen stets bewußt ist, immer auf eine fest umrissene 
Region, und auch die Komponente Zeit muß unmißver­
ständlich definiert sein. Ist die dargestellte Region nicht 
mit einem Staatsgebiet identisch, dann gibt es zu vie­
len ökonomischen Verflechtungen mit den anderen1Re­
gionen des Staatsgebietes keine statistischen Informa­
tionen. Die Problematik, die sich daraus für regionale 
volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen ergibt, ist in 
dieser Zeitschrift zuletzt in Heft 7/1990 dargestellt wor­
den. Eine der multiregionalen Aktivitäten, auf die in die­
sem Beitrag nur kurz eingegangen worden war, ist die 
des Zentralstaates. Sie soll hier näher beleuchtet wer­
den. Die Regionalisierung zentralstaatlicher Aktivität ge­
hörte zu den methodischen Schwerpunkten der jüng­
sten Revision der Volkswirtschaftlichen Gesamtrech­
nungen der Bundesländer, die - basierend auf dem 
Berechnungsstand des Statistischen Bundesamtes vom 
Herbst 1991 -jetzt zur Veröffentlichung ansteht. Revi­
dierte Ergebnisse standen für diesen Aufsatz nur für das 
Bundesgebiet insgesamt zur Verfügung, Länderzahlen 
noch nicht. Es handelt sich hier also weitgehend um 
eine reine Methodendarstellung. 

Die Fragestellung 

Der Staat ist Produzent wie Verbraucher eines erhebli­
chen Teils des Sozialprodukts. Als Organisator von Um­
verteilungsvorgängen hat er sogar überragende 
Bedeutung. Deshalb ist er in Wirtschaftstheorie und 
-politik, in Konjunkturforschung und -analyse und vie­
len anderen Feldern das Objekt besonderer Betrach­
tung. ln der Kreislaufanalyse ist er neben privaten 
Haushalten, Unternehmenssektor und Ausland ein ei­
genständiger Sektor. ln der Gliederung der wirtschaft­
lichen Tätigkeiten ist er- neben z. B. Landwirtschaft, 
Baugewerbe oder Handel - eine der zehn Wirtschafts­
abteilungen in der Systematik der Wirtschaftszweige. 
Daß man singularisch von "dem" Staat spricht, verdeckt, 
daß zu ihm auf den verschiedenen föderalen Ebenen 
sehr viele ökonomisch eigenständig handelnde Transak­
teren gehören. 
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Für Themen der Konjunktursteuerung, der Wirtschafts­
und der Verteilungspolitik sind aber weniger die Trans­
akteren Länder, Kreise oder Gemeinden, sondern ist 
eher der Zentralstaat von besonderem Interesse. ln 
Deutschland ist nach dem Beitritt der neuen Bundes­
länder zur Bundesrepublik mehr denn je im Blickpunkt, 
wie sich zentralstaatliche Aktivität regional nieder­
schlägt. Was unter dem Stichwort "regionale lnzidenz" 
häufig gefragt wird, ist: Was trägt die einzelne Region 
als Teil des Zentralstaates zu dessen Aufkommen an 
Ressourcen bei und was umgekehrt kommt davon die­
ser Region zugute? 

Diese Fragestellung hat ihre Parallele in der Steuerlehre. 
Der sicherlich für den einzelnen Steuerzahler interes­
santen Frage, wieviel er an den Staat gezahlt und was 
er dafür als Gegenleistung erhalten habe, hat man dort 
aber einen normativen Riegel vorgeschoben: Das No­
naffektationsprinzip - Steuern sollen keinem bestimm­
ten Zweck zugedacht sein - ist die Absage an 
solcherlei Gedankenspiele. Im politischen Streit zwi­
schen den Regionen gibt es einen normativen Riegel 
allenfalls im Artikel 72 des Grundgesetzes, wonach die 
Einheitlichkeit der Lebensverhältnisse herzustellen sei. 
Auch wenn es unumstritten scheint, daß die prosperie­
renden Regionen die Gemeinschaftslasten stärker tra­
gen als die ökonomisch hinterherhinkenden und 
insofern eine Umverteilung akzeptiert wird, wird doch 
unverhohlen behauptet, dieses oder jenes Bundesland 
sei Kostgänger der anderen, oder umgekehrt.' Horizon­
taler und vertikaler Finanzausgleich, aber auch die Ver­
teilung von Steuern wie Lasten zwischen Bund und 
Ländern werden von verschiedener Seite auf den Prüf­
stand gestellt. 

Hier soll der Frage nachgegangen werden, was spe­
ziell die Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen der 

1) So hat jüngst der Finanzmmister von Baden-Württemberg be­
klagt. daß sein Land 1991 !rotz schwächer wachsender Ein­
nahmen fast 64 °/o aller Leistungen im Finanzausgleich zu 
tragen habe. Er wolle das ,verfassungsrechtliche Risiko" prü­
fen, die Zahlungen zu kürzen. 
(Kieler Nachrichten vom 23. 12. 91) 
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Länder zu dieser Thematik an Informationen beisteuern 
können. Im Vordergrund steht, wie sich staatliche, ins­
besondere zentralstaatliche Aktivität in den Teilregionen 
niederschlägt. Wenn der Staat 

- Steuern und Abgaben erhebt, 
- Steuererleichterungen gewährt, 
- Subventionen an Unternehmen zahlt, 
- sich selbst unternehmerisch betätigt, 
- investiert, 
- Vermögen erwirbt oder veräußert, 
- Schulden aufnimmt oder tilgt, 
- Transferzahlungen an private Haushalte leistet, 
- Einkommen an seine Mitarbeiter zahlt oder 
-Güter und Dienste für seine laufende Tatigkeit kauft, 

dann betrifft das die Regionen unterschiedlich. Das 
kann Absicht und Bestandteil einer regionalpolitisch 
orientierten Finanzpolitik, aber auch das unbeabsich­
tigte Ergebnis einer unterschiedlichen ökonomisch 
und/oder steuertechnisch bedingten Ausgangslage 
sein.2 Es wäre reizvoll zu untersuchen, wie sich die 
Steuerkraft, das Beitragsaufkommen für die sozialen Si­
cherungssysteme, die direkt in die Region gegangen 
oder die aus ihr herausgeflossenen Zahlungsströme re­
gional unterscheiden und wie gleich oder ungleich der 
regionale Nutzen von konsumtiven und investiven Staats­
ausgaben verteilt ist. Zu denken wäre auch an die Se­
kundärwirkungen, die öffentliche Ausgaben für die 
Infrastruktur auf die gesamtwirtschaftliche Produktivi­
tät in regional unterschiedlicher Intensität haben kön­
nen, oder an Sekundärwirkungen von staatlichen 
Einkommensumverteilungen. ln der Steuerinzidenzfor­
schung gibt es hier durchaus unterschiedliche und 
noch breiter angelegte Ansätze. 3 

Die Grenzen dessen, was c;tie Ergebnisse des Arbeits­
kreises Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen der 
Länder erhellen können, sind aber ohnehin recht eng 
gesteckt. Schon von den bereits angesprochenen The­
menkreisen können einige nicht oder nicht völlig abge­
deckt werden. Darauf und auf die Definition des Staates 
ist zunächst einzugehen. Dann soll auf die wichtigsten 
Aggregate, zu denen die VGR der Länder Zahlen lie­
fert, näher eingegangen werden. ln einem Exkurs wird 
am Ende dieses Aufsatzes auch die Problematik der Be­
rechnung sog. Staatsquoten geschildert. 

2) Albers, W., Standortwirkungen der staatswirtschaftlichen Ta­
tigkeit, in: Handwörterbuch der Wirtschaftswissenschaften, 
Band 7, S. 212 ff. 

3) Siehe hierzu Zimmermann, H., Regionale lnzidenz öffentli­
cher Finanzströme, Baden·Baden 1981 
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Zur Abgrenzung des Staates 

Was zum Staat gerechnet werden soll, bedarf der De­
finition. ln den Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnun­
gen (VGR) umfaßt er nur solche Institutionen, die 
Dienstleistungen eigener Art für die Allgemeinheit er­
bringen und sich hauptsächlich aus Zwangsabgaben 
finanzieren. Im Eigentum der Gebietskörperschaften 
oder der Sozialversicherung befindliche Unternehmen, 
so auch Bundesbank, Bahn und Post, rechnen unab­
hängig von ihrer Rechtsform nicht zum Staat, sondern 
zum Unternehmenssektor. 

Die funktionale Zuordnung zum Staat ist die Grundre­
gel. Zum Staat zählen auch die kaufmännisch buchen­
den Krankenhäuser in staatlicher Trägerschaft, also 
Städtische und Kreis- und L.andeskrankenhäuser. Nicht 
zum Staat, sondern zum Unternehmenssektor rechnen 
dagegen staatliche Wirtschaftsunternehmen (unabhän­
gig von der Rechtsform), das staatliche allgemeine 
Grund- und Kapitalvermögen sowie staatliche Sonder­
vermögen wie Hilfsfonds u. ä. Auch die Bundesanstalt 

Gliederung des Wirtschaftsbereichs Staat 
in den Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen 

Gebiets­
körperschaften 

STAAT 

: i;;:'i"' '"'""""''"!'"'~~·iir."'·''"''''''"''"""·'''i""ii~ 
-:;~ ·:u 

Gemeinden, 
Gemeinde· und 
Zweckverbände 

Gemeinde·, 
Amts- und 
Kreisverwaltungen, 
kommunale 
Krankenhäuser, 
Schwimmbäder, 
Kindergärten, 

u.a.m. 

Länder 
und 

Stadtstaaten 

Landes- und 
Regierungs­
bezirksverwaltungen, 
Hochschulen, 
Schulen, 
Polizei, 
landes­
krankenhäuser, 

u.a.m. 

0 5979 Stat. LA 5-H 

Bund 

Bundesregierung 
und -verwaltung, 
Auswärtiger Dienst, 
Grenzschutz, 
Zoll, 

Bundeswehr 

u.a.m. 

Sozial­
versicherung 

Aent!nversicherung der 
Arbeiter und Mgestemen, 
knappschaltliehe 
Rentenversicherung, 
ZusBtzversDrgungs-
einrichtungen liir Angestellte 
und Arbeiter des Bundes. 
der LiMer, der Gemeinden 
und ~nderer iiflentlicher 
Körperschaften (z.B.Zus~tz­
versorvung~anstalt des 
Bundes und der Linder, 
Versorgungsanstalt der 
Deutschen Bundespost. 
Zuutzversorgungskassen von 
Gemeinden und 
Gemeindeverbinden). 
Altershilfe tlir landwirte, 
Gesellliehe Krankenversicheruno. 
Gesellliehe Unfallversicherung. 
Arbe~slosenversieherung 
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Aufsätze 

für landwirtschaftliche Marktordnung (BALM, früher 
Einfuhr- und Vorratsstellen) und die Treuhandanstalt wer­
den dem Unternehmenssektor zugeordnet. 

Die statistische Beobachtung staatlicher Aktivität wird 
seit einigen Jahren dadurch erschwert, daß öffentliche 
Einrichtungen aus den kameral gegliederten Kernhaus­
halten insbesondere der Kommunen herausgelöst und 
in eine private Rechtsform oder eine Sonderrechnung 
überführt werden (Budgetflucht). Auf dieses Problem ' 
soll in einem weiteren Exkurs noch näher eingegangen 
werden. 

Es gibt, was die Gebietskörperschaft Bund anbetrifft, 
ein kleines sprachliches Problem. in der VGR der stati­
stischen Ämter wird umgekehrt zur sonst üblichen Pra­
xis vorgegangen: Aus vielerlei Gründen addiert sich 
nicht das Bundesergebnis aus der Summe der Werte 
für die Bundesländer, sondern die nationale VGR wird 
zunächst aufgestellt, und die Länderwerte werden erst 
dann daraus abgeleitet. Sie werden "heruntergebro­
chen". Was das Statistische Bundesamt in den einzel­
nen Rechenbereichen dazu vorlegt, wird "Bundes­
ansatz", .,Bundeswert" o. ä. genannt. Die Methodenbe­
schreibung im Bereich Staat könnte mißverstanden wer­
den, weil der Begriff "Bund" hier auch anderweitig 
belegt ist. Es gibt also die (Bundes-) Ansätze des Sta­
tistischen Bundesamtes für die Rechenbereiche Sozial­
versicherung, Gemeinden, Länder und Bund. 

Der Begriff Zentralstaat, der hier die beiden Teilberei­
che Bund und Sozialversicherung in dem Sinne meint, 
daß sie keiner Teilregion des Staates zuzuordnen sind, 
wird in der Methodik4 und in den Veröffentlichungen' 
der EG etwas anders benutzt: Dort wird unterschieden 
zwischen dem Zentralstaat, zu dem in der Bundesre­
publik Deutschland ausdrücklich auch die Länder ge­
hören, den lokalen Gebietskörperschaften und der 
Sozialversicherung. 

Einschränkungen im Rechenprogramm der 
Länder 

Die wirtschaftlichen Transaktionen, die Eingang in die 
VGR finden, betreffen die Produktion, den Austausch 
und die Verwendung von Gütern und Diensten, die Ver-

4) Europäisches System Volkswirtschaftlicher Gesamtrech nun· 
gen - ESVG, Statistisches Amt der Europäischen Gemein· 
schalten, Luxemburg 1970, S. 33 

5) Konten und Statistiken des Staates 1970 bis 1982, Statisti· 
sches Amt der Europäischen Gemeinschaften (Eurostat), Lu· 
xemburg 1984, Seite XXXVII 
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teilungder Wertschöpfung, die Umverteilung von Ein­
kommen und Vermögen. Sie können auch rein finan­
zieller Natur sein, d. h. die Veränderung von Forderun­
gen und/oder Verbindlichkeiten zum Inhalt haben. Nicht 
immer liegt gleichzeitig ein Güter- und in umgekehrter 
Richtung ein monetärer Strom zugrunde. Dies gilt vor 
allem für Transaktionen, an denen der Staat beteiligt ist. 
in der VGR des Statistischen Bundesamtes werden 
deshalb für den Staat gesondert dessen Einnahmen 
und Ausgaben nachgewiesen, letztere auch in der Glie­
derung nach Aufgabenbereichen. in den kameralisti­
schen Oberbegriffen Einnahmen und Ausgaben schlägt 
sich die Vielfalt staatlichen Handeins nieder: Produk­
tion, Verbrauch, Investition, Einkommenserzielung, 
Schuldendienst, Umverteilung. Die privaten Haushalte 
können nur Einkommen erzielen und verbrauchen, die 
Unternehmen nur produzieren und investieren, in Form 
von nichtverteilten Gewinnen der Körperschaften auch 
Einkommen (Ersparnis) erzielen. Einnahmen und Aus­
gaben in der Terminologie der VGR hat nur der Staat. 
Die Ergebnisse für den Staat werden vom Statistischen 
Bundesamt in der Fachserie 18, Reihe 1.1 bis 1.3, re­
gelmäßig veröffentlicht. Unregelmäßig werden Ergeb­
nisse auch im Sonderband "Der Staat in den 
Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen 1950 bis ... " 
bereitgestellt, zuletzt im Oktober 1991 als Reihe S. 16 
für die Zeitreihe 1950 bis 1990. 

Für die Regionalgliederung nach Bundesländern gibt 
es den Nachweis nach Einnahmen und Ausgaben und 
nach Aufgabenbereichen nicht, weil das Ausgangsda­
tenmaterial des Bundes und der Sozialversicherung da­
für regional nicht ausreichend gegliedert ist. Die 
Kreislaufrechnung des Arbeitskreises VGR der Länder, 
der die Umsetzung der nationalen VGR auf Länderer­
gebnisse besorgt, ist nicht geschlossen. Eine Konten­
darstellung wie in den Veröffentlichungen des 
Statistischen Bundesamtes gibt es für die Länder des­
halb nicht. 

Allen Einnahmen des Staates (in der Abgrenzung der 
VGR) und auf der Ausgabeseite allen Subventionen, so­
zialen Leistungen und laufenden Übertragungen liegen 
rein monetäre Vorgänge zugrunde. Was der Staat an 
Dienstleistungen - im wesentlichen für die Allgemein­
heit- produziert und was er als Investor veranlaßt, wo 
er sich also direkt am Güterkreislauf beteiligt, das 
schlägt sich ausnahmslos in den Ausgaben des Staa­
tes nieder. Denn auch die Verkäufe des Staates von Wa­
ren und Diensten werden in der VGR- mit negativem 
Vorzeichen - der Ausgabenseite zugeordnet. Die Aus­
gaben des Staates stehen deshalb im Blickpunkt der 
Regionalisierungsbemühungen des Arbeitskreises VGR 
der Länder: Dort, wo der Staat als einer der Wirtschafts­
bereiche agiert, wo er Personal beschäftigt, Güter und 
Dienste kauft und verkauft, gibt es über ihn regionalge-
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rechnete Zahlen nach Ländern. Man kann, weil der 
Schwerpunkt der Regionalisierung staatlichen Handels 
die Ausgabenseite betrifft, von einer Asymmetrie in den 
Regionalisierungsbemühungen sprechen. Die Über­
sicht soll dies verdeutlichen. 

Die Einnahmen der Gebietskörperschaften von der 
Empfängerseite her regional aufzuteilen macht auch we­
nig Sinn. Unser Steuersystem ist -was Bundes- und 
Gemeinschaftssteuern anbetrifft- nicht darauf ausge­
richtet, daß das örtliche Aufkommen auch den ökono­
misch gesehen .,richtigen" Bezug hat. So wird die 
Umsatzsteuer auch für multiregionale Unternehmen am 
Unternehmenssitz erhoben, Zoll am Ort des Eintritts der 
Waren in den deutschen Güterkreislauf oder sogar 
schon in EG-Nachbarländern, Verbrauchsteuern am Ort 
der Produktion, ein Teil der Einkommensteuern (Lohn­
steuer) am Arbeitsplatz und ein weiterer (Kapitalertrag­
steuer) beim Geldinstitut.• Erst ein kompliziertes 
Korrekturbündel aus Umlagen, Zerlegungen und Aus­
gleichen sorgt für eine an der Wirtschaftskraft, aber ver­
mengt damit auch an Aufgaben und Bedarf orientierte 
vertikale und horizontale Mittelverteilung zwischen 
Bund, Ländern und Gemeinden. Ein Versuch, diesen 
Verteilprozeß grafisch darzustellen, findet sich im Heft 
12/1989 dieser Zeitschrift. Das regionale Steueraufkom­
men v o r diesen Korrekturen ist, weil mehr oder weni­
ger Zufallsprodukt, als VGR-Aggregat uninteressant. 
Wer sich wie Steuerschätzer oder Finanzverwaltung 
trotzdem damit befassen muß, bedient sich der Finanz­
statistiken. 

Das Steueraufkommen n a c h Zerlegung, Finanzaus­
gleich usw. ist politisch wie kreislauftheoretisch hoch­
interessant. ln der nationalen VGR des Statistischen 
Bundesamtes sind die laufenden Übertragungen zwi­
schen den Körperschaften des Staatssektors nachge­
wiesen. Sie umfassen Zuweisungen und Zuschüsse 
(soweit für laufende Zwecke) wie Finanzausgleichszah­
lungen und zweckgebundene Zuweisungen (z.B. zur 
Wissenschafts- und Wirtschaftsförderung, Zuschüsse 
des Bundes zu den Rentenversicherungen u. a. m.). 

Auf der Einnahmeseite machten 1990 diese Übertra­
gungen bei der Sozialversicherung 12 %, bei den Län­
dern 11 % und bei den Gemeinden sogar 27 % der 

6) Gleichwohl gehören Umsatzsteuer. Zölle und Produktionssteu­
ern, wenn zu Marktpreisen bewertet wird, per definitionem 
zum Inlands- und zum Sozialprodukt einer Region, auch wenn 
es sich nur um ndurchlaufende Posten" handelt. Die regio­
nale lnzidenz von Zöllen, indirekten Steuern und Subventio­
nen, so auch der Abschnittstitel, ist beschrieben in "Regionale 
Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen·· in Heft 7/1990 die­
ser Zeitschrift. 
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Aufsätze 

Laufende Übertragungen zwischen den Teilbereichen 
des Staates im Bundesgebiet 1990 in Mill. DM 
-vorläufige Werte -

Teilbereich 

Bund 
Länder 
Gemeinden 
Gebietskörper­

schaften 
zusammen 

Sozial· 
versicherung 

Laufende Übertragungen Saldo 

von anderen an andere 
staatlichen staatliche 

Ebenen 

900 81 430 - 80 530 
31 100 41 230 - 10 130 
42 980 4 260 38 720 

1 380 53 320 - 51 940 

53 320 1 380 + 51 940 

Quelle: Statistisches Bundesamt, Fachserie 18, Reihe S. 16, 
Der Staat in den Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen 1 950 
bis 1990 

Einnahmen aus, wobei die Zahlungsströme zwischen 
Gebietskörperschaften gleicher Ebene hier wegen der 
Konsolidierung noch nicht einmal mit zu Buche schla­
gen. Die Übertragungen an andere staatliche Ebenen 
erreichten bei den Ländern mit 14 % und beim Bund 
mit sogar 21 % aller Ausgaben eine beachtliche 
Größenordnung. 

ln der Zusammenfassung zum Staat insgesamt fallen 
diese Informationen natürlich der Konsolidierung zum 
Opfer. ln der Tabelle mit den Einnahmen und Ausga­
ben des Staates und ihrer Regionalisierung fehlen sie 
deshalb. Bezogen auf ein einzelnes Bundesland wären 
die Zahlungsströme zwischen deutschen Gebietskör­
perschaften durchaus unausgeglichen, denn mancher 
Zahler oder Empfänger sitzt dann außer Landes. Und 
diese Art Saldo mit der .. übrigen Weit" wäre natürlich 
von großem Interesse. Trotzdem gibt es diesen Nach­
weis in der VGR der Länder nicht. Dafür gibt es zwei 
Gründe: Zum einen ist die Umverteilungsrechnung -
zu ihr gehören die Übertragungsbuchungen- nur so­
weit ausgebaut, daß es für den Sektor der privaten 
Haushalte zum Nachweis eines verfügbaren Einkom­
mens reicht. Die intrastaatlichen Übertragungen wären 
ein singulärer Posten außerhalb des Rechenzusammen­
hangs. Zum zweiten gibt es über die Transfers zwischen 
den Gebietskörperschaften aus den Finanzstatistiken 
hinreichend Material, und dies bedarf nicht unbedingt 
der Transformation in statistische Nutzbarkeit durch ge­
samtrechnerische Prozeduren. Auch der jährliche Fi­
nanzbericht des Bundesministeriums der Finanzen 
(zuletzt im August 1991 für 1992) liefert umfassende In­
formationen zu diesem Thema. 
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Aufsätze 

Die Berücksichtigung von Einnahmen- und Ausgaben des Staates 
in den Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen der Länder 

-Zahlen fürs Bundesgebiet 1990 (alter Gebietsstand, Berechnungsstand Herbst 1991, vorläufige Werte), 
ohne Vorgänge der Finanzierungsrechnung -

EINNAHMEN DES STAATES' AUSGABEN DES STAATES2 

Art der Einnahme Mrd. DM Angaben nach Bundesländernl werden ... Mrd. DM Art der Ausgabe 

nur für den ... ermittelt 
nicht nicht 

ermittelt Zahler Empfänger Empfänger Zahler ermittelt 
(Staat) (Staat) 

Zutreffendes ist angekreuzt 

Indirekte Steuern 303,13 X X 48,77 Subventionen 

X 367,54 Soziale Leistungen 

Sonstige lfd. Über-
Direkte Steuern tragungen an priva-
von Unternehmen 38,68 X X 15,38 te Haushalte 4 

Sonstige lfd. Über-
tragungen an Unter-

X 4,55 nehmen 
Direkte Steuern 
von privaten 

,. 
Vermögensübertra-

Haushalten4 228,29 X X 27,23 gungen 

Zinsen auf öffent-
liehe Schuld an pri-

X 7,37 vate Haushalte5 )8 

Sozialbeiträge15 408,77 X 
Zinsen auf öffent-
liehe Schuld an 
Unternehmen, an den 
Staat und an das 

Sonstige laufende X 56,09 Ausland 
Übertragungen von 
privaten Haus- Geleistete Einkommen 
halten4 10,44 X aus unselbständiger 

Arbeit (Personal-
X 235,84 ausgabenF 

Käufe von Gütern 
Sonstige laufende und Diensten für 
Übertragungen von die laufende Pro-
Unternehmen 4.40 X duktion {Vorlei-

X 265,55 stungen) 

Verkäufe von Waren 
aus Dienstlei-

Vermögensüber- X 75,24 stungen8 

tragungen 7,36 X 
X 0,25 Produktionssteuern 

Bruttoanlage-
X 56,5 investitionen 

Vermögens-
einkommen10 33,75 X X 0,0 Vorratsveränderun 11 g 
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Aufsätze 

Zur Übersicht S. 24 

1) Ohne direkte Steuern, Sozialbeiträge, sonstige laufende Übertragungen und Vermögensübertragungen vom Ausland; ohne Abschreibungen 
2) Ohne Sozialleistungen, Personalausgaben, sonstige laufende Übertragungen und Vermögensübertragungen an das Ausland; ohne Abschrei-

bu~n · 
3) Das bedeutet nicht, daß die Werte als solche auch veröffentlicht werden 
4) Einschließlich Organisationen ohne Erwerbszweck 
5) Auch Hunterstellte" Sozialbeiträge von Beamten usw. 
6) Auch auf der Empfängerseite werden die Zinsen in die Regionalverteilung einbezogen, allerdings nur implizit innerhalb der Gesamtposition 

Bruttoeinkommen der privaten Haushalte aus Unternehmertätigkeit und Vermögen 
7) Auch "unterstellteu Sozialbeiträge für Beamte usw. 
8) Die Verkäufe von Waren und Diensten (einschl. selbsterstellter Anlagen) gehen mit Minusvorzeichen in die Ausgabenrechnung ein, deshalb 

auch unter "Zahler" eingruppiert. 
9) Seit einigen Jahren mit dem Wert Null nachgewiesen 

1 0) Empfangene Ausschüttungen vom Unternehmenssektor und empfangene Zinsen 

Wo die Finanzstatistiken bei den intrastaatlichen Trans· 
fers einen Regionalnachweis nicht sowohl für Empfän· 
gerwie Zahler bieten können, ·nämlich bei denen der 
Gebietskörperschaft Bund und der Sozialversicherung, 
fehlen Kriterien, diese Regionalisierung nun seitens der 
VGR der Länder zu komplettieren. Und die regionale 
VGR käme nicht daran vorbei, denn ihr Prinzip ist es, 
daß die Ansätze der nationalen VGR, hier die der intra· 
staatlichen Übertragungen, sämtlich und ohne Rest auf 
die Bundesländer "verteilt" werden. Alle Transfers müß­
ten sowohl auf Zahler- als auf Empfängerseite einem 
Bundesland zugeordnet sein. 

Nicht nur bei den Einnahmen der Gebietskörperschaf­
ten, sondern auch bei denen der Sozialversicherung in· 
teressiert unter regionalem Aspekt nur, woher diese 
Einnahmen stammen und nicht, welchem Bundesland 
das Inkasso zuzurechnen wäre. Mit umgekehrtem Vor· 
zeichengilt das für die vom Staat gezahlten Subventio­
nen, Sozialleistungen und laufenden Übertragungen. 
Hier interessiert, wohin die Ausgaben geflossen sind. 
Daß es z. B. in Berlin, dem Sitz der Rentenversicherung 
der Angestellten, eine regionale Häufung der Einnah­
men auf der Empfängerseite und der Ausgaben auf der 
Zahlerseite gibt, ist -von den Arbeitsplätzen zur Be­
wältigung der Zahlungsströme einmal abgesehen -
weder für Berlin noch für andere Regionen von Belang. 
Der Arbeitskreis VGR der Länder bietet als Regional in· 
formation die sozialen Leistungen des Staates nach dem 
Bundesland der Empfänger, die direkten Steuern und 
die Sozialbeiträge der privaten Haushalte (einschließ· 
lieh der privaten Organisationen ohne Erwerbszweck) 
an den Staat nach dem Bundesland dieser Haushalte. 
Die vom Staat an die Unternehmen gezahlten Subven· 
Iianen rechnet er nach Wirtschaftszweig und Empfän­
gerland, veröffentlicht das Ergebnis aber nur in 
Saldierung mit den von den Unternehmen desselben 
Landes gezahlten Produktionssteuern. 

Auf der Einnahmenseite des Staates gibt es mit den Ver· 
mögenseinkommen nur eine Größe, zu der auf der Emp· 
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Iängerseite Regionalzahlen vorliegen. Diese Vermö· 
genseinkommen - abzüglich der Zinsen auf die öffent­
liche Schuld - sind der Anteil des Staates am Volks­
einkommen. Sie und die gezahlten Zinsen zu regiona­
lisieren ist also zwingend, wenn man Volkseinkommen 
für Bundesländer nachweisen wilL Auf die Problema­
tik, hier die "richtige" regionale Zuordnung zu finden, 
wird aber noch einzugehen sein. 

Das Statistische Bundesamt weist in seinen Veröffent· 
lichungen auch einen Finanzierungssaldo des Staates 
nach. Dies ist der Saldo des Vermögensveränderungs· 
kontosund stellt im wesentlichen die Nettoneuverschul­
dung dar. in der Einnahme-/Ausgaberechnung sind 
aber·die Aufnahme und die Tilgung öffentlicher Schul­
den nicht enthalten, weil es sich um einen reinen Finan­
zierungsvorgang handelt. Das Statistische Bundesamt 
verweist dazu auf die Finanzierungsrechnung der Bun­
desbank.' Eine Information darüber, wie sich die Zeich­
ner staatlicher Anleihen auf die Regionen verteilen oder 
in welche Bundesländer die Tilgungsströme gehen, ist 
auch in der Finanzierungsrechnung der Bundesbank 
nicht zu finden. in der VGR der Länder fehlt schon der 
Nachweis eines Finanzierungssaldos. 

Die Zinsen auf die öffentliche Schuld, die die privaten 
Haushalte vom Staat erhalten, sind Bestandteil der Brut· 
toeinkommen der privaten Haushalte aus Unternehmer­
tätigkeit und Vermögen, also einer Größe, die auch die 
VGR der Länder bietet. Die Zinsen werden auf der Emp· 
Iängerseite implizit mitregionalisiert, ohne als solche 
speziell in Erscheinung zu treten. Auch die Einkommen­
steuerstatistik selbst, die die Grundlage der Regionali· 
sierung der Bruttoeinkommen der privaten Haushalte 
aus Unternehmertätigkeit und Vermögen ist, liefert keine 

7) Deutsche Bundesbank, Ergebnisse der gesamtwirtschaftli· 
chen Finanzierungsrechnung der Deutschen Bundesbank 
1980 bis 1. Halbjahr 1990, Ergänzungslieferung, Sonder· 
drucke der Deutschen Bundesbank, Nr. 4, Oktober 1990. 
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Aufsätze 

Die Käufe des Staates nach ihrer Zuordnung in den Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen D 5995 Srar LA S·H 

Güter und Dienste für die laufende Produktion staatlicher Dienstleistungen 

I \ Zivile Bauten 

Giiter Medika- I 
Truppen- Rüstungs-

"'' mente, Zuschüsse Güter 
1 

Verkehrs- Aus- Güter Vorräte 
verpflegung güter "'' ""' ""' riistun11en "'' (Achäi,Ksm-Dienste Arzt· und I bauten 

""' ""' Im Kranken- Erstattungen Dienste übrige (Mnchinan. Dienste breno5tcfll 
Bekleidung m'ftlär'rsche Rahmen an Drgan·r- lür I Bauten muchinelle für u.i.m., haus-

für Bauten sationen Ver- I Anlrgen) selbst- IIIWiil 

'" Ieistungen 
Wehr- waltungs- I erstellte rusdrücklich 

Sozialhilfe, fürdie ohne 
'"' pflichtige JugendhiHe Sozial- Erwerbs- zwecke 

I 
Anlagen Vorr1t1haltung 

""' versicherten zweckund (B~rom1~rill, I btl!immt) 

Kriegsapler- private Heizung, I 
lürsorge Haushalte Dructuchen, I für quasi- Telelonutw.) 

I 
Soziale Sachleistungen 

staatliche 

an private Haushalte 
leistungen 

I 
} '"' ''"""'1-ausgaben II Vorleistungen 

t zu: Staatsverbrauch I 
d 

Informationen über den regionalen Niederschlag öffent­
licher Zinszahlungen, denn in der steuerlichen Veran­
lagung wird nur nach sieben Einkunftsarten 
differenziert, und die Zinsen zählen mit vielen anderen 
Formen von Einkünften zu denjenigen aus Kapitalver­
mögen. 

Die Vorleistungen 

Auf die Vielfalt staatlichen Handeins ist eingangs be­
reits hingewiesen worden. Die Grafik stellt dar, wie das, 
was der Staat von anderen Wirtschaftssubjekten kauft, 
den Termini der VGR zugeordnet ist. Außer nach der 
Art der Güter wird auch unterschieden, ob sie als 
Vorleistungen• in die laufende Produktion staatlicher 
Dienstleistungen eingehen oder investiert werden oder, 
wie Truppenverpflegung und Bekleidungsartikel, sogar 
zu den Personalkosten rechnen. 

Zu den Gütern und Diensten für die laufende Produk­
tion zählen außer denen für Verwaltungszwecke, die 
man dort am ehesten erwartet, auch die sog. Zuschüsse 
und Erstattungen. Dahinter verbirgt sich das Subsidia­
ritätsprinzip: Der Staat soll nur dort aktiv werden, wo 
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I 
I 
I 

~ r ". ''""" für Instandhaltung 
I I 

' 
1 Vor-I 'I. I 1 

e1stungen 
I 

I I 

I Bruttoanlage i nvestitionen I '"' '""''- I ~ (ohne Personalausgaben für selbsterstellte Anlagen) Veränderung 

b Differenz: o;, '"''"'""''"- wlo '"'" dio "'""" Kom'""'""" '"Pm­
duttionswertes- zählen nicht völlig zum Staat:sver!irauch, weil der 
Staat einige seiner Dienste und Waren auch verkauft (SIItis~sche J•hr­
bücher. Leistimgen der st11tlichan Kr1nkanhiuser, Einlllttsgelder. KurteiBn u. i.} 

nicht andere, private Formen der Daseinspflege und 
-vorsorge vorhanden sind. Wo der Staat ein Interesse 
hat, daß private Kindergärten, Schulen und mildtätige 
Organisationen statt seiner ihre Dienste anbieten, un­
terstützt er diese Institutionen mit Geld. ln der VGR wird 
das als Kauf einer Dienstleistung gebucht, die der Staat 
- quasi über Dritte - seinen Bürgern als Staatsver­
brauch zugute kommen läßt. 

Daß von den Ausgaben für Verkehrsbauten pauschal 
10% für deren Instandhaltung in der laufenden Periode 
und 90% als Investitionen gebucht werden, entspricht 
der international vereinbarten Konvention, solche Bau­
ten nicht abzuschreiben, sondern davon auszugehen, 
daß der Staat für sie in ausreichendem Maß Erhaltungs-

8) Statt von den Vorleislungen des Staates wird gern von sei­
nen Käufen (genauer: für die laufende Produktion und für 
selbsterstellte Anlagen) gesprochen. Es wird dann vermieden, 
daß die Genitivkonstruktion .Vorleistungen des Staates" in dem 
Sinne mißverstanden wird, daß nicht dem Staat, sondern durch 
den Staat (für andere) etwas vorgeleistet würde. Auch das Be­
griffspendant .Verkäufe" ist beim Staat eher angebracht als 
.Umsatz" und deshalb gebräuchlicher. 
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und Reparaturaufwand betreibt.• Und dieser Aufwand 
ist mit dem investiven Aufwand für Verkehrsbauten auch 
haushaltstechnisch so verwoben, daß er nur pauschal 
in Ansatz gebracht werden kann. 

Auch für Rüstungsgüter und militärische Bauten gilt in 
der VGR-Methodik der Vereinten Nationen eine beson­
dere Konvention: Selbst wenn es sich um dauerhalte 
Güter handelt, sind sie zu den Gütern der laufenden 
Produktion, also zu den Vorleistungen, und nicht zu den 
Investitionen zu rechnen.' Was der Staat kauft, um es 
als soziale Sachleistung dann seinen Bürgern ohne spe­
zielle Gegenleistung zur Verfügung zu stellen, ist zu 
trennen in zwei Kategorien: Zum einen ist es, was die 
Sozialhilfe, die Jugendhilfe und die Kriegsopferfürsorge 
in Naturalien statt in Geld leistet. Dieser Teil ist ver­
gleichsweise unbedeutend. Zum anderen handelt es 
sich um das, was insbesondere die gesetzlichen Kran­
kenkassen über die Krankenscheine und Rezepte der 
Versicherten mit den Krankenhäusern, Apotheken, Ärz­
ten, Masseuren, Krankengymnasten usw. an Gütern und 
Diensten abrechnen. Wenn oben gesagt wurde, daß der 
Staat seinen Bürgern, hier den Sozialversicherten, diese 
Leistungen ohne spezielle Gegenleistung zur Verfügung 
stellte, dann bedeutet das, daß die geldliche Gegen­
leistung keine auf das einzelne Medikament oder die 
einzelne Behandlung gerichtete, eben keine "speziel­
le" ist, sondern in einem von der tatsächlichen Inan­
spruchnahme der Versicherung losgelösten, zu den 
Transfers zählenden Versicherungsbeitrag besteht. 
Auch hier kann man- wie bei den Steuern- ein Prin­
zip der Nonaffektation konstatieren. Dennoch ist es 
unbefriedigend, daß Güter und Dienste der höchst­
individuellen Privatsphäre zum Staats- und nicht zum 
privaten Verbrauch gerechnet werden. Die Dienst­
leistung der Krankenkassen besteht ja nicht darin, daß 
sie selbst ihre Mitglieder gesund macht, sondern darin, 
Schutz vor dem Risiko der Krankheit zu bieten, die Ge­
sundungsprozesse finanziell abzuwickeln und die ver­
sicherungstechnische Beitragsumlage und deren In­
kasso zu organisieren. Auf diese Problematik ist in 
Hell 3/1988 dieser Zeitschritt unter dem Titel "Die So­
zialversicherung in den Volkswirtschaltlichen Gesamt­
rechnungen" bereits näher eingegangen worden. 

Was der Staat an Gütern und Diensten für die laufende 
Produktion kauft, geht zu einem vom Betrag her aller­
dings völlig unbedeutenden Teil auch in die von selbst 
erstellte Anlagen ein. 

9) A System of National Accounts, New York 1968, S. 122 

10) eben da, S. 102 
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Aufsätze 

Vereinfachte Kontengliederung des Staates 
in den Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen 1990 
in Millionen DM (altes Bundesgebiet) 

0 5994 Slat. LA 5-H 

1. Produktionskonto 

Vorleistungen ..... ... 265 550 Produktionswert ...... 518 320" 
Bruttowertschöpfung ... 252 770 

2. Einkommensentstehungskonto 

Abschreibungen .. ..... 16 640 Bruttowertschöpfung ... 252 770 
Geleistete 

Produktionssteuern ... 250 
Nettowertschöpfung ... 235 880 

3. Einkommensverteilungskonto 

Geleistete Einkommen N ettowertsch öpfu n g .... 235 880 
aus unselbständiger Empfangene 
Arbeit ................. 235 880 Zinsen . 13 380 ...... .... 

Geleistete Vermögens· Empfangene 
einkommen {Zinsen Ausschüttungen ..... 20370 
auf öffentliche 
Schulden) ............ 63 460 

Anteil am 
Volkseinkommen .... -29 710 

4. Einkommensumverteilungskonto 

Geleistete Anteil am 
Subventionen ....... 48 770 Volkseinkommen .... -29 710 

Soziale Leistungen ... 374 250 Empfangene Steuern .. 574 010 
s~.nstige·laufende Empfangene· 

Ubertragungen ..... 95 640 Sozialbeiträge .. ..... 410 590 
Verfügbares Sonstige empfangene 

Einkommen .......... 462 130 laufende 
Übertragungen ....... 25 900 

5. Einkommensverwendungskonto 

Staatsverbrauch ...... 443 080 Verfügbares 
Ersparnis ............... 19 050 Einkommen .......... 462130 

6. Vermögensveränderungskonto 

Brutto investitio ne n ... 56 530 Ersparnis ........ 19 050 
Geleistete Abschreibungen ....... 16 640 

Vermögens- Empfangene 
Übertragungen ...... 33020 Vermögens-

Finanzierungssaldo -46 250 Übertragungen ...... 7 610 

7. Finanzierungskonto 

Veränderung der Finanzierungssaldo -46 250 
Forderungen ... ..... 42 280 Veränderung der 

Verbindlichkeiten 
(einschl. stati-
stischer Differenz) ... 88 530 

Aus : Wirtschaft und Statistik 611990: Zahlen an Berechnungsstand Herbst 1991 angepaßt 
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Aufsätze 

0 5996 Smt LA S-H Bruttowertschöpfung, Bruttoproduktionswert des Staates und Staatsverbrauch im Bundesgebiet 1989 

geleistete Bruttoeinkommen aus unselbständiger Arbeit 

Abschreibungen 

Produktionssteuern 

238 Mrd. DM Bruttowertschöpfung· 

Vorleistungen 

485 Mrd.-oM: Bruttoproduktionswert 

Löhne, Gehälter und Käute lür selbsterstellte Anlagen 

419 Mrd: OM'Staatsverbrauch• 
:::: :::::::::::::::::::::::::::· 

·:::: ::::::::::::::::::::::::·· 
............ ·············· .............................. ... ···························· 

Länder Gemeinden, Sozialversicherung einschl. Stadtstaaten · Gemeinde- und Zweckverbände 

Die Vorleistungen sind· eine Position der Entstehungs­
rechnung. ln der Kontendarstellung für den Staat ste­
hen sie auf der linken Seite des Produktionskontos. Die 
Regionalisierung der Entstehungsrechnung orientiert 
sich an der Frage, wo die Produktion von Gütern und 
Diensten stattgefunden hat" wo also der Betrieb oder 
die Verwaltungsstelle örtlich 'gelegen ist. Die Aufgabe 
der VGR der Länder, die aus der nationalen VGR des 
Statistischen Bundesamtes vorliegenden Werte nach 
Bundesländern aufzuteilen, fällt für die Rechenbereiche· 
Länder und Gemeinden relativ leicht: Hier können die 
Angaben regionalscharf den entsprechenden Finanz­
statistiken entnommen werden. 
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Für den Zentralstaat gibt es natürlich ebenfalls Finanz­
statistiken, und dies auch in beeindruckender sachli-· 
eher Tiefe. Aber weder der Bundeshaushalt noch• der· 
der überregionalen Sozialversicherungsträger geöen·in 
hinreichendem Umfang Informationen darüber;wie.die:· 
Käufe des Staates den einzelnen Dienststellen· oder 
auch- nur· den Bundesländern-der· Dienststelle·nezuge,-· 
ordnet· sind. 

Durchgängige• Regionalinformationen gibr es ·nur zum 
Personal des Staates: Mim•weiß'aus·denPersonalstand­
statistiken, wieviele-Beschäftigte welcher Besoldungs­
oder Vergütungsgruppe wo arbeiten. Daraus wird, wie 
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noch beschrieben wird, die Wertschöpfung der Dienst· 
stellen und Kasernen des Bundes und der Dienststel· 
len der Sozialversicherung in regionaler Abgrenzung 
ermittelt. Und es wird unterstellt, daß sich die Käufe des 
Staates, soweit es Vorleistungen sind, regional so ver­
teilen wie die Wertschöpfung. Für den Bund wird dies 
für seine Unterbereiche, den zivilen und den Verteidi· 
gungsbereich, getrennt gerechnet, denn die Bundes· 
wehr hat allein mit den Rüstungsgütern deutlich höhere 
Vorleistungen als der zivile Bereich, der- von Grenz· 
schutz, Straßenbau- und Wasser- und Schiffahrtsbehör· 
den einmal abgesehen - weitgehend von reinen 
Verwaltungsarbeiten und den dazu nötigen Käufen ge· 
prägt ist. Für die Käufe der Bundeswehr gibt es natür­
lich keine der amtlichen Statistik zugänglichen 
Einzelinformationen, die eine andere als die pauscha­
lierte Regionalisierung erlauben. Einzige Ausnahme von 
der Schlüsselung der Vorleistungen des Bundes nach 
den Personalausgaben bilden die Käufe der Bundes· 
straßenbauverwaltung zur Instandhaltung• der Verkehrs· 
bauten: Diese· Ausgaben werden nach Maßgabe der 
Straßenlänge von Bundesautobahnen und -straßen auf 
die Länder verteilt. 

Bei der Sozialversicherung ist die Schlüsselung der Vor· 
Ieistungen mit der Wertschöpfung schon deshalb ein 
Problem, weil die Wertschöpfung die bei weitem klei­
nere Größe ist, geringe Änderungen in der regionalen 
Zusammensetzung des - allerdings vermutlich recht 
stabilen - Personalkörpers der Sozialversicherung sich 
mit weitaus höheren Betragsveränderungen in der Re· 
gionalverteilung der Vorleistungen niederschlagen. Die 
Grafik über die Entstehungsrechnung und den-5taats· 
verbrauch soll den definitorischen Zusammenhang der 
Aggregate; aber auch ihr je nach Teilbereich des Staa­
tes sehr unterschiedliches Größimverhältnis zueinander 
zeigen .. Die Sozialversicherung fällt hier deutlich aus 
dem Rahmen. 

Es mag - von der Besonderheit, daß dies überhaupt 
zu denYorleistungen rechnet, einmal abgesehen -Er­
staunen auslösen, daß. man die sozialen Sachleistun· 
gen dort zu den Vorleistungen rechnet, wo der 
Schreibtisch derjenigenBürokrall ist, die diese Leistun· · 
gen abrechnet. Im Einzelfall bedeutet das, daß-ein in 
Harnburg Erwerbstätiger- und dort auch Krankenversi­
cherter mit·Wohnsitz im schleswighcilsteinischen Um­
land, mit' seinen· Krankheitskosten in Harnburg zu 
Vorleistungen ünd dam~ auch Produktionswert beiträgt, 
aucn'wenn sein· Arzt, seine Apotheke in Norderstadt 
oder Pinneberg sind. Dies allerdings entspricht dem be· 
reits genannten Grundgedanken der Entstehungsrech· 
nung, nach dem Ort der Produktion der Leistung (hier: 
der Krankenversicherung) zu regionalisieren, und zwar 
auch die verbrauchten Vorleistungen. Wohin die Sach· 
Ieistungen der Sozialversicherung unter einem ganz an-
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derem Aspekt, dem des Verbrauchs dieser Leistungen, 
gehören, darauf ist bei der Regionalisierung des Staats­
verbrauchs noch näher einzugehen. 

Im übrigen ist unter dem Gesichtspunkt, daß die.Ent· 
stehungsrechnung der VGR vor allem ökonomische Lei· 
stung - also Wertschöpfung - messen. soll, die 
Ermittlung regional "richtiger" Vorleistungen und Pro"· 
duktionswerte beim Staat von geringerBedeutung; weil 
bei ihm die Wertschöpfung additiv über die Kosten und 
nicht wie in den meisten anderen Bereichen subtraktiv 
über Produktionswert minus Vorleistungen ermittelt 
wird. Beim Staat werden in der Entstehungsrechnung 
Produktionswert und Vorleistungen nur·deshalb:nach··· 
gewiesen, damit nicht an deren· Gesamtsumme: aller: 
Wirtschaftsbereiche etwas fehlt. Und auch diese Ge· 
samtwerte von Produktion und Vorleistungen finden beL 
den Nutzern der VGR wenig. Beachtung·. 

Gleichwohl mag es unter dem eingangs angesproche· 
nen Aspekt der regionalen lnzidenz der Ausgaben des 
Staates nicht völlig uninteressant sein, von welcher 
Dienststelle, welcher Region aus der Zentralstaat Gü· 
!er und Dienste als Vorleistungen nachfragt. Allerdings 
hätte man auch mit einer valideren Aussage, als sie die 
VGR der Länder- treffen kann, noch kein Indiz für se-· 
kundäre Beschäftigungseffekte in diesen Regionen. 
Was die Bundeswehr an Rüstungsgütern kauft, ist häu­
fig sogar im Ausland produziert. Und selbst das Büro· 
material der Verwaltungen dürfte nur zu einem kleinen 
TeiLaus der Region der Dienststelle stammen. Interes­
sant wären aber sicher die Ausgaben zur Instandhaltung 
der Verkehrswege; von denen wohl vor allem die örtli· 
ehe Bauwirtschaft profitiert. Hier aber verhindert die 
doppelte Pauschalierung - 10 % aller Ausgaben für 
Verkehrsbauten als Vorleistungen, regionalverteilt nach 
Länge der· Bundesfernstraßen - eine differenzierte 
Analyse. Und was die Käufe der Krankenkassen ·vom. 
Gesundheitswesen anbetrifft, also die Vorleistungen'deh 
Sozialversicherung, handelt es sich um Ausgaben, die·· 
von den privaten Haushalten ausgelöst werden und mit 
denen man kaum einen staatlichen Beschäftigungsef· 
fekt assoziiert. 

Die Wertschöpfung 

Weil für staatliche Leistungen Marktpreise fehlen, wer· 
den sie kastenseilig bewertet. Die Bruttowertschöpfung 
als einer der beiden Summanden zum Produktionswert 
ist ihrerseits Summe aus 

- Personalausgaben, 
- Produktionssteuern und Abschreibungen. 

Gewinne und empfangene Subventionen gibt es beim 
Staat ex definitione nicht. 
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Die Abschreibungen ermittelt die nationale VGR, wie 
es die UN-Methodik auch empfiehlt", über die Kapital­
stockrechnungen. ln der VGR der Länder werden die 
Ansätze der nationalen VGR rechenbereichsweise "ge­
schlüsselt", d. h. man unterstellt, daß die Abschreibun­
gen von Bund (Zivil), Ländern, Gemeinden und 
Sozialversicherung regional genau so verteilt sind wie 
deren Personalausgaben. 12 Die Abschreibungen sind 
von geringer Bedeutung, weil sie bei Verkehrsbauten, 
Tiefbauten und bei militärischen Gütern ex definitione 
nicht anfallen und weil bei der Produktion staatlicher 
Dienstleistungen vergleichsweise wenig Kapital einge­
setzt und physisch verschlissen wird. Im wesentlichen 
handelt es sich um die Abnutzung der zivilen Dienst­
gebäude, der Büroeinrichtungen und .des Fuhrparks. 

Die Produktionssteuern, die der Staat zahlt, sind von 
noch geringerer Bedeutung. Für den Bund liegen sie 
noch nicht einmal oberhalb der Nachweisgrenze für die 
Veröffentlichungen. Es handelt sich im wesentlichen um 
Grundsteuern und um Kraftfahrzeugsteuern auf Dienst­
fahrzeuge. Auch die Produktionssteuern werden mit den 
Personalausgaben auf die Regionen geschlüsselt. 

Die für die Entstehungsrechnung Staat in der VGR der 
Länder bei weitem bedeutendste Größe sind die Per­
sonalausgaben. Für sie gibt es auch eine stabile Da­
tengrundlage. ln den beiden Rechenbereichen Länder 
und Gemeinden stellen die Finanzstatistiken länder­
scharf abgegrenzte monetäre Größen bereit. Auch im 
Rechenbereich Bundeswehr stellt das Bundesverteidi­
gungsministerium entsprechende Regionalsummen der 
Personalausgaben zur Verfügung. Bei den Soldaten 
zählen auch andere Ausgaben wie die für Bekleidung, 
Verpflegung und Unterbringung zu den Personalaus­
gaben. Hier muß- nach unterschiedlichen Kriterien­
geschlüsselt werden. 

/ 

Für den zivilen Bereich des Bundes und die Regional­
summe Bund ist die Datenlage ebenfalls sehr gut. Der 
Bundeshaushalt hat aber keine Regionalgliederung. 
Hier muß über die Statistik des Personalstandes, die 
jährlich alle Mitarbeiter gemeindescharf erlaßt, ein the­
oretisches Surrogat von Personalausgaben je Land ge­
bildet werden. Dazu stellt die Personalstandstatistik 

11) United Nations Statistical Office, H.andbook of National Ac· 
counting, Public Sector Accounts, Stud1es in Methods, Se· 
ries F No. 50, New York 1988. S. 59 

12) Zwar hat auch die VGR der .Länder eine Kapitalstockrech· 
nung, aber hier fallen die Ergebnisse nicht so rechtzeitig an, 
daß sie zur Entstehungsrechnung am aktuellen Rand der 
Zeitreihe schon zur Verfügung stünden. 
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Gliederungen nach dem Dienstverhältnis (Beamter, An­
gestellter, Arbeiter) und der Laufbahngruppe (höherer, 
gehobener, mittlerer und einfacher Dienst) der Mitar­
beiter bereit. Die Personalausgaben werden durch Mul­
tiplikation der Kopfzahlen mit so weit wie möglich 
differenzierten Durchschnittsverdiensten geschätzt. Die 
Surrogate werden auf den Ansatz der nationalen VGR 
"koordiniert", d. h. länderproportional so angepaßt, daß 
der Anteil des Landes an der Ländersumme unverän­
dert bleibt und die Ländersumme dem Ansatz des Sta­
tistischen Bundesamtes in der nationalen VGR 
entspricht. 

Zur Länderberechnung der Personalausgaben der So­
zialversicherung wird ähnlich vorgegangen wie im Be­
reich Bund, Zivil. Allerdings verbergen sich hinter dem 
Singular Sozialversicherung vielerlei Träger, von denen 
nicht alle auch überregional tätig sind. Über die Perso: 
nalausgaben einiger der sog. Sozialversicherungsträger 
unter Landesaufsicht lägen sogar monetäre Angaben 
vor. Es fehlt aber an einer geeigneten Bundesabstimm­
summe, und so wird als Datenquelle ausschließlich die 
Personalstandstatistik genutzt und daraus wie im Zivil­
bereich Bund ein Surrogat für die Personalausgaben 
erzeugt. 

Die Validität der länderweisen Personalausgaben des 
Staates darf man sicherlich als sehr hoch einschätzen. 
Auch die weitgehend darauf fußenden Länderergeb­
nisse der Bruttowertschöpfung sind eine verläßliche In­
formation. Was oben als konzeptual bedingter Mangel 
angesprochen worden ist, nämlich daß die Wertschöp­
fung nicht über den Markt, sondern über die Kosten ge­
messen ist, kann unter dem Gesichtspunkt der 
regionalen lnzidenz als Vorteil erachtet werden: Man hat, 
weil das unternehmerische, das Gewinnelement fehlt, 
Produktionssteuern faktisch keine und die Abschreibun­
gen nur eine geringe Bedeutung haben, eine Informa­
tion über die in der Region durch staatliche Aktivität 
primär entstandenen Einkommen. Diese Einkommen 
sind ausschließlich Arbeitnehmereinkommen. Sie ge­
hen nur dann in eine andere Region, wenn die Mitar­
beiterinnen und Mitarbeiter des Staates Berufsein­
pendler sind. 

Der Staatsverbrauch 

Der Staatsverbrauch ist - wenn man die Aufwendun­
gen für selbsterstellte Anlagen einmal außer acht läßt 
- der nicht verkaufte Teil des Produktionswertes des 
Staates. Er ist also klar difiniert. Daß es trotzdem Pro­
bleme damij gibt, ihn auch inhaltlich-methodisch als Kol­
lektiwerbrauch, als Gegenstück zum privaten Konsum 
zu verstehen, sei hier nur angedeutet. Die statistische 
Abgrenzung des Staatsverbrauchs, so auch der Titel, 
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ist ausführlicher beschrieben in Heft 2/1986 dieser Zeit­
schrift. Dort ist auch auf seine Regionalisierung einge­
gangen worden. Die damals diskutierte Lösung einer 
verbrauchsorientierten Regionalisierung des Staatsver­
brauchs von Bund und Sozialversicherung ist mit der 
jetzigen VGR-Revision verwirklicht worden. 

Vor dieser Revision war der Staatsverbrauch in allen vier 
Rechenbereichen produktionsortorientiert. Er wurde in 
direkter Fortsetzung der Entstehungsrechnung ermit­
telt, indem die Verkäufe vom örtlich ermittelten Produk­
tionswert abgezogen wurden. Die "verbrauchte" 
Leistung wurde regional dort nachgewiesen, wo sie 
auch produziert worden ist. Der zentralstaatliche Kon­
sum schlug regional so unterschiedlich zu Buche, wie 
auch die Behörden des Bundes und der Sozialversiche­
rung und vor allem die Bundeswehr in den Ländern un­
terschiedlich stark präsent waren. ln den letzten vor 
Revision veröffentlichten Ergebnissen hatte der Staats­
verbrauch in Schleswig-Holstein mit 28 %seinen höch­
sten Anteil an einem Länder-Bruttosozialprodukt, in 
Baden-Württemberg mit 16 % seinen niedrigsten. 

Dies barg stets die Gefahr der Mißinterpretation, daß 
z.B. die Einwohner Schleswig-Holsteins sich in höhe­
rem Maße vom Staat Leistungen erbringen lassen wür­
den als die Einwohner anderer Regionen. Der 
tatsächliche Grund für den hohen Staatsverbrauch des 
Landes lag vor allem in der besonderen Präsenz der 
Bundeswehr in Schleswig-Holstein. Dies war vor allem 
deshalb unbefriedigend, weil gerade die Sicherheits­
leistungen unstrittig zu den kollektiv genutzten gehö­
ren und allen Bundesbürgern zugute kommen. Unstrittig 
kollektiv wird auch die Leistung der Behörden im zivi­
len Bereich des Bundes genutzt. Die demgegenüber 
produktionsortorientierte Schlüsselung des Staatsver­
brauchs hatte auch das Deutsche Institut für Wirt­
schaftsforschung, das in einem Gutachten die VGR der 
Länder zu bewerten hatte, kritisiert. 13 

Mit der jetzt vorgenommenen Revision ist der Arbeits­
kreis VGR der Länder dazu übergegangen, den Staats­
verbrauch des Bundes aus der nationalen VGR nach 
Maßgabe der Wohnbevölkerung auf die Bundesländer 
aufzuteilen. Dahinter steht der Gedanke, daß die kol­
lektiv konsumierten Leistungen des Bundes allen sei­
nen Bürgern gleichermaßen zugute kommen. Für diese 
Prämisse spricht schon der föderative Aufbau der Bun­
desrepublik. Dem Bund bleiben nur diejenigen Aufga-

13) Deutsches Institut für Wirtschaftsforschung, Möglichkeiten 
und Grenzen der Regionalisierung der Volkswirtschaftlichen 
Gesamtrechnung in der Bundesrepublik Deutschland, Ber· 
lin 1987, S. 102 ff. 
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ben, die auch nach zentralstaatlicher, gebietseinheit­
licher Lösung verlangen. ln den Artikeln 73 und 74 
Grundgesetz werden sie im Zusammenhang mit der 
ausschließlichen und der konkurrierenden Gesetzge­
bung enumerativ genannt. Der Bund hat nach Art. 72 
Grundgesetz explizit sogar dafür zu sorgen, daß die Le­
bensverhältnisse einheitlich sind. Dort, wo man regio­
nal unterschiedliche Ausprägungen des wirtschaftlichen 
"Engagements" des Bundes (Zivil) vermuten darf, z. B. 
in den Gemeinschaftsaufgaben nach Art. 91 a Grund­
gesetz (Hochschulbau, Verbesserung der regionalen 
Wirtschafts- und der Agrarstruktur und des Küsten­
schutzes) ist dieses Engagement vor allem ein finan­
zielles, berührt also die Transferzahlungen zwischen 
den Gebietskörperschaften, nicht aber den Staatsver­
brauch. Die Bereiche bundeseigener Verwaltung nach 
Art. 87 II. Grundgesetz (u.a. Bundesfinanzverwaltung, 
Auswärtiger Dienst, Bundeswasserstraßen, Schiffahrt) 
dagegen nimmt der Bund mit eigenem Personal wahr, 
es entsteht Staatsverbrauch. Aber auch die Nutznießung 
dieser Dienstleistung kann man kaum anders als pau­
schal auf die Bundesländer aufteilen. 

Die Schlüsselung des Staatsverbrauchs des Bundes auf 
die Bundesländer nach Maßgabe der Wohnbevölke­
rung soll nicht bedeuten, daß nur private Haushalte un­
mittelbar die Nutznießer dieser Dienste seien. Der Bund 
gibt seine unentgeltlichen Leistungen auch an Unter­
nehmen ab, streng genommen auch an die übrigen Ge­
bietskörperschaften und an das Ausland. Man denke 
nur an die unentgeltliche Nutzung der Bundesfernstra­
ßen oder an die· unteilbar wirkende Sicherheit, die die 
Bundeswehr produziert. Die Wohnbevölkerungszahl lie­
fert nur den Algorithmus der regionalen Verteilung, der 
Annahme folgend, daß die Inanspruchnahme des 
Staatsverbrauchs des Bundes durch die Unternehmen 
sich regional so wie die Wohnbevölkerung verteilt. 

Die Schlüsselung nach der Wohnbevölkerung bedeu­
tet, daß der Realtransfer zentralstaatlicher Dienstleistun­
gen - die interregionale Nutzungsverschränkung -
sich jetzt im Staatsverbrauch niederschlägt: Der Staats­
verbrauch in den Ländern mit überproportionaler Bun­
despräsenz vermindert sich um einen fiktiven Export 
staatlicher Dienstleistungen, der Staatsverbrauch in Län­
dern mit unterproportionaler Bundespräsenz erhöht sich 
um die aus anderen Ländern fiktiv importierten Bundes­
dienste. 

Für die Anpassung des Staatsverbrauchs an den Wohn­
bevölkerungsanieil des Landes ist in der Verwendungs­
rechnung also der Außenbeitrag das Kompensat. Die 
(fiktive) Gegenbuchung beim Im- oder Export braucht 
der Arbeitskreis VGR der Länder aber nicht vorzuneh­
men, da er in seiner Verwendungsrechnung einen Au-
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Sozialprodukt in Schleswig-Holstein 1988 
- Berechnung nach mzwischeo überholter Methode -

in Millionen DM 

72 420 
Bruttoinlandsprodukt zu Marktpreisen 

Saldo der EIWerbs- und Vermögenseinkommen 
zwischen Inländern und der übrigen Welt 

80585 
Bruttosozialprodukt zu Marktpreisen 

Vorratsveränderung, 
Außenbeitrag 

D 6008 Star. LA S·H 

und statistische Differenzen - 2 325 

46 377 
Privater Verbrauch 

22185 
Staaatsverbrauch 

Benbeitrag von vornherein nicht erst versucht aus­
zuweisen. Im Ergebnis führt das zu dem positiven 
Nebeneffekt, daß der sog. Restposten der Verwen­
dungsrechnung - Vorratsveränderung plus Außenbei­
trag plus statistische Differenz- für Schleswig-Holstein 
nicht mehr so vermeintlich unplausibel erscheint. Nach 
alter Regionalisierung des Staatsverbrauchs hatte des­
sen höherem Wert ein - nicht gesondert nachgewie­
sener - hoher Import (von Vorleistungen) bei Expor-

. ten von Null (für die Realtransfers) gegenübergestan­
den. Ab Revision sind sowohl Staatsverbrauch als auch 
negativer Außenbeitrag kleiner. Das Bruttosozialprodukt 
des Landes wird nicht mehr in so hohem Maße von der 
Summe seiner nachgewiesenen Teilaggregate Konsum 
und Investition übertroffen. Auch in den anderen Bun­
desländern wird der Restposten ab Revision tendenziell 
kleiner. 

Das Statistische Bundesamt hat, seitdem es seine na­
tionale VGR regional in alte und neue Bundesländer 
zweiteilen muß, mit dem Staatsverbrauch dasselbe Re­
gionalisierungsproblem. Es teilt die Leistungen des 
Bundes auf beide Gebiete ebenfalls nach dem Nutzer­
konzept, folgt also der schon vor einigen Jahren verein­
barten neuen Methode des Arbeitskreises VGR der 
Länder. Weil es in der nationalen VGR einen geschlos­
senen Buchungskreislauf gibt, werden Dienstleistungs­
verkäufe/-käufe in zivilen und militärischen Bereich 
zwischen den beiden Gebieten unterstellt und auch ge­
bucht.14 

32 

Die Regionalisierung des Staatsverbrauchs von Län­
dern/Stadtstaaten und von Gemeinden/Gemeindever­
bänden bleibt wie vor der Revision, nämlich 
produktionsortorientiert. Es wird nicht, wie beim Zen­
tralstaat, pauschal geschlüsselt, die Daten stehen län­
derscharf zur Verfügung. Aber es gibt natürlich auch 
hier die unentgeltliche Nutzung staatlicher Dienstleistun­
gen durch Gebietsfremde. Manche Ländergrenzen 
schneiden sogar Ballungsräume, so etwa die zwischen 
den Stadtstaaten und ihrem Umland, die im Rhein-Main­
und die im Rhein-Neckar-Gebiet. Und Klagen über un­
ausgewogenen Realtransfer zwischen den Nachbarlän­
dern hat es in der Vergangenheit durchaus gegeben. 
Dennoch sollte man von der Prämisse ausgehen, daß 
die Dienste der Gebietskörperschaften Länder/Stadt­
staaten und Gemeinden/ Gemeindeverbände direkt ih­
rer Wohnbevölkerung, ihrem Gebiet zugute kommen 
und daß die Realtransfers zwischen den Bundesländern 
sich ausgleichen. 

Man mag einwenden, daß unter den Aufgaben der Län­
der wenigstens eine sei, bei der es in erheblichem 
Maße zu Nutzungen auch von Gebietsfremden kommt: 
Die Kulturhoheit der Länder habe zu einem nach Art und 
Anzahl ungleichen Angebot von Studienplätzen geführt, 
und manches Land bilde mehr Studentinnen und Stu­
denten aus, als es studierwillige Abiturientinnen und 
Abiturienten hervorbringe, und umgekehrt. Dem wäre 
zu entgegnen, daß der Husumer Abiturient, der zum 
Studium nach Freiburg zieht, nach dem Bundesmelde­
recht dort dann im Normalfall auch Landeskind wird. Der 
Realtransfer von Hochschulleistungen beschränkt sich 
also auf die Bildungspendler, ist damit von sehr viel ge­
ringerer Bedeutung und wird unter die Annahme sub­
sumiert, daß sich die Realtransfers von Dienstleistungen 
der kommunalen und der Länderebene zwischen den 
Bundesländern ausgleichen. Den Mut zu einer solchen 
Annahme findet manangesichtsder Aussichtslosigkeit, 
eine Art Matrix aller denkbaren Realtransfers zwischen 
den Bundesländern aufzustellen. Den Kosten der von 
Schleswig-Holsteinern besetzten Studien- und Opern­
plätze (soweit nicht per Eintrittsgeld gedeckt) in Harn­
burg stünden noch schwerer ermittelbare Nutzungen 
der Freizeiteinrichtungen durch die Hamburger in ihrem 
schleswig-holsteinischen Umland gegenüber, um nur 
einige Beispiele herauszugreifen. 

14) H. Essig, W Sirohm und Mitarbeiter, Volkswirtschaftliche 
Gesamtrechnungen für das frühere Gebiet der Bundesre­
publik Deutschland 1. Halbjahr 1991, in: Wirtschaft und Sta­
tistik, Heft 9/1991, S. 585 
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Der Staatsverbrauch der Sozialversicherung kommt na­
hezu völlig direkt den Menschen, in der Begriffsweit der 
Gesamtrechnung also den privaten Haushalten zugute. 
Nur bei der Arbeitsverwaltung mag man auch für die 
Unternehmen einen direkten Nutzen, einen Verbrauch 
staatlicher Leistung erkennen. Wie ist nun der Nutzen 
der Sozialversicherung regional gestreut? Nicht ganz 
neun Zehntel des Staatsverbrauchs der Sozialversiche­
rung entfallen auf die Träger der gesetzlichen Kranken­
versicherung, die diese überragende Bedeutung wegen 
der bere1ts angesprochenen sozialen Sachleistungen 
haben. Hier böte sich an, nach Zahl und Wohnort der 
Mitglieder oder, noch besser, nach dem für deren Ge­
sundheit aufgewendeten Betrag zu regionalisieren. Über 
die Geschäfts- und Rechnungsergebnisse der gesetz­
lichen Krankenversicherung gibt es auch jährlich An­
gaben nach Bundesländern15 , alleidings nur für drei der 
insgesamt acht nachgewiesenen Kassenarten. 

Und die Zahl der M~glieder gibt es zwar für alle Kassen­
arten, aber erwerbstätige Mitglieder sind dort nach dem 
Sitz ihres Betriebes, die übrigen Mitglieder nach dem 
Wohnort regionalisiert. Wüide man hier durch Umrech­
nungen auf der Basis von Schätzungen versuchen, 
durchgängig eine Wohnortzuordnung zu erreichen, 
dann liegen die Abweichungen gegenüber einem von 
vornherein pauschal nach der Wohnbevölkerung ge­
schlüsselten Staatsverbrauch im Signifikanzbereich die­
ser Umrechnungen. Dies haben Proberechnungen 
ergeben, und dies deckt sich auch mit der Erwartung, 
daß es 1n den pro-Kopf-Gesundheitskosten kein großes 
Regionalgefälle zwischen den Bundesländern gebe. 

Auch die Dienste der Rentenversicherung kommen so­
wohl den aktiven, versicherungspflichtigen Erwerbs­
tätigen als auch den Rentnern zugute. Regionale 
Unterschiede in der Erwerbsbeteiligung und/oder im 
Anteil der Beamten und Selbständigen mag es geben, 
s1e smd aberangesichtsder geringen Bedeutung des 
Staatsverbrauchs der Rentenversicherung vernachläs­
Sigbar. Für die Arbeitsverwaltung und die übrigen Trä­
ger der Sozialversicherung gilt, daß der auf sie 
entfallende Staatsverbrauch gegenüber dem der Kran­
kenversicherung wenig bedeutsam und außeidem als 
einigermaßen gleich auf die Regionen verteilt gelten 
kann. Der Ansatz, den das Statistische Bundesamt als 
Staatsverbrauch der Sozialversicherung für das Bun­
desgebiet insgesamt ermittelt, wild deshalb wie der der 

15) Der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung, Die 
gesetzliche Krankenversicherung in der Bundesrepublik 
Deutschland im Jahre ... , Statistischer und finanzieller 
Bericht, Bann 
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Gebietskörperschaft Bund vom Arbeitskreis VGR der 
Länder nunmehr nach Maßgabe der Wohnbevölkerung 
auf d1e Bundesländer "verteilt". 

Die Regionalisierung des zentralstaatlichen Konsums 
pauschal nach der Wohnbevölkerung ist verbrauchs-, 
1st nutzenorientiert. Es ist vielleicht deutlich geworden, 
daß d1eser Nutzen zumindest beim Staatsverbrauch der 
Gebietskörperschaft Bund nur sehr abstrakt gemeint 
sem kann und im Sinne einer lnzidenzanalyse zentral­
staatlichen Handeins wenig Erkenntnis bringt. Der 
Aspekt der lnzidenz steht bei der Größe Staatsver­
brauch, einer Komponente der Verwendungsrechnung, 
auch weniger im Voidergrund. Es kommt hier eher dar­
auf an, daß der Verbrauch des Zentralstaates, nach wel­
cher Annahme auch immer, so auf die Regionen 
aufgeteilt wird, daß regionale Unterschiede im Staats­
verbrauch unterhalb der zentralstaatlichen Ebene nicht 
völlig verschüttet weiden, daß die Verwendungsrech­
nung insgesamt in sich schlüssiger wild und daß Fehl­
interpretationen der regionalen Größe Staatsverbrauch 
vermieden werden. 

Die Investitionen 

Die Investitionen des Staates weiden wie die der Un­
ternehmen dort als Verwendung des Sozialprodukts 
nachgewiesen, wo sie als Produktionspotential zum Ein­
satz kommen. Für die Gebietskörperschaften Län­
der/Stadtstaaten und Gemeinden/Gemeindeverbände 
fällt dies auch hier sehr leicht: Die entsprechenden Da­
ten sind direkt den Finanzstatistiken zu entnehmen. Daß 
ein_e von diesen Gebietskörperschaften getätigte Inve­
stition außerhalb deren Gebietes erfolgt, dürfte, wie viel­
leicht einmal bei der Landesvertretung in der 
Bundeshauptstadt oder bei einem Landschulheim die 
große, vernachlässigbare Ausnahme sein. ' 

Bruttoanlageinvestitionen des Staates 
im alten Bundesgebiet 1990 
(vorläufige Werte) 

Insgesamt Darunter in % 
Mrd. DM neue neue 

Ausrüstungen Bauten 

Bund 7,2 16 81 

Länder 11,9 32 64 

Gemeinden 36,5 11 87 

Sozialversicherung 1,0 8 88 

Insgesamt 56,5 16 81 
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Mit Investitionen sind hier genauer die Bruttoanlagein­
vestitionen gemeint. Finanz- und Lagerinvestitionen sind 
also ausgeschlossen, eingeschlossen nur Ausrüstun­
gen und Bauten. "Brutto" soll heißen, daß der Betrag 
nicht mit den Abschreibungen saldiert ist. 

Was der Bund an neuen Ausrüstungen kauft- zur Er­
innerung: ohne Wehrgüter -, wird nach Maßgabe der 
Bruttowertschöpfung des zivilen Bereichs des Bundes 
auf die Bundesländer geschlüsselt, der Annahme fol­
gend, daß Wertschöpfung und Kapitalstockerneuerung 
(ohne Bauten) in einer ländereinheitlichen Relation zu­
einander stehen. Die Bauinvestitionen des Bundes wer­
den nach Informationen der Haushaltspläne soweit 
möglich individuellländerweise aufgeteilt, der nicht zu­
ordenbare Rest nach Maßgabe der aufteilbaren Investi­
tionen mitverteilt Auch die Investitionen der Sozial­
versicherung werden nach deren Wertschöpfung regio­
nalisiert, hier aber unter Einschluß der Bauinvestitionen. 
Die Bauinvestitionen der Sozialversicherung betreffen 
-anders als beim Bund, der ja für wichtige Verkehrs­
wege der Bauherr ist - faktisch nur die eigenen Ver­
waltungsgebäude, sie sind wie die Ausrüstungen von 
geringer Bedeutung. 

Die Investitionen von Ländern und Gemeinden und die 
Bauinvestitionen des Bundes, also die nicht pauschal, 
sondern nach Regionaldaten gebuchten Investitionen, 
machten 1990 im alten Bundesgebiet 96% aller staat­
lichen Anlageinvestitionen aus. Über die Bruttoanlagein­
vestitionen des Staates liegen also verläßliche Angaben 
auch nach Ländern vor. 

Die Einkommen aus Vermögen 

Der Anteil des Staatesam Volkseinkommen sind seine 
Einkommen aus Vermögen (empfangene Ausschüttun­
gen plus empfangene Zinsen) abzüglich seiner gezahl­
ten Zinsen auf die öffentliche Schuld. Der Staat ist­
wie bereits ausgeführt- ex definitione nicht unterneh­
merisch tätig, empfängt aber aus seinen eigenen Un­
ternehmen und seinen Beteiligungen Ausschüttungen. 
Und bei der Gebietskörperschaft Bund erreichen viele 
dieser Ablieferungen Milliardenhöhe. Die Bundesbank 
beschert dem Bund seit einigen Jahren hohe Gewinne, 
die Bundesbahn ihm seit eh und je kräftige Verluste. 

Wohin gehören nun die Ausschüttungen, die dem Bund 
zufließen? Dies soll zunächst für den Bund nach altem 
Gebietsstand erörtert werden. Di.e jetzt anstehende Re­
vision der Länder-VGR betrifft noch keine Werte nach 
dem Beitritt der neuen Länder. Es wäre sicherlich un­
zweckmäßig, die Ausschüttungen dem Bundesland des 
Regierungssitzes oder dem des Unternehmenssitzes 
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zuzuschlagen. Zu bezahlen, zu tragen hat die Verluste 
"der" Steuerzahler, so wie er durch die Gewinne auch 
entlastet wird. Eine regionale Gleichverteilung ist also 
geboten. Sie hätte auch den Vorteil, daß regionale Dis­
paritäten im Volkseinkommen der übrigen Sektoren 
nicht durch fragwürdige Zubemessung staatlichen 
Volkseinkommens verschüttet werden. Der Arbeitskreis 
VGR der Länder schlüsselt deshalb die Ausschüttun­
gen an den Bund - 1990 immerhin 20 Mrd. DM -
nach der Wohnbevölkerung auf die Bundesländer. 

Die Zinsen, die der Bund auf seine Anleihen, Schuld­
verschreibungen usw. zahlt, sind ebensowenig wie die 
zugrunde liegende Schuld mit einzelnen staatlichen Auf­
gaben oder Vorhaben in Verbindung zu bringen. Auch 
hier gibt es ein Nonaffektationsprinzip: Man kann nicht 
sagen, die Zinsausgaben seien mehr dem Unterneh­
menssektor als den privaten Haushalten, mehr dieser 
als jener gesellschaftlichen Gruppe oder mehr dieser 
als jener Region zuzuordnen. ln der VGR der Länder 
werden die Zinszahlungen des Bundes wie auch die 
von ihm empfangenen Zinsen nach der Wohnbevölke­
rung regionalisiert. 

Damit ist die Bevölkerung der Regionalisierungsmaß­
stab für alle Komponenten geleisteter und empfange­
ner Vermögenseinkommen. Sie ist es aus denselben 
Erwägungen heraus auch für die Vermögenseinkom­
men der Sozialversicherung. Bei Ländern und Gemein­
den können die Komponenten der Vermögensein­
kommen direkt den Finanzstatistiken entnommen wer­
den. Deren Anteil am Volkseinkommen ist also regio­
nalspezifisch. 

Wenn nun der Arbeitskreis VGR der Länder darangeht, 
Zahlen für 1990 und später originär zu rechnen, dann 
stellt sich die Frage, ob nicht bei den Ausschüttungen 
z. B. von Bundesbank, Bundesbahn und Reichsbahn 
und bei den Zinsen auf Altschulden des Bundes die 
Pauschschalverteilung nach Wohnbevölkerung für al­
tes Bundesgebiet und Beitrittsgebiet getrennt erfolgen 
muß. 

Exkurs: Die "Staatsquote" 

Will man über Ausmaß und Bedeutung staatlicher Ak­
tivitäten eine Aussage treffen, dann helfen absolute 
Zahlen über Einnahmen und Ausgaben, über Wert­
schöpfung, Staatsverbrauch oder Investitionen des 

16) G. Kopsch, Der Staat in den Volkswirtschaftlichen Gesamt· 
rechnungen 1960 b1s 1982, in: Wirtschaft und Statistik, Heft 
10/1983 
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Staates nur bedingt weiter. Häufig lautet die Fragestel­
lung, ob denn der Staat seinen Einfluß auf den Wirt­
schaftskreislauf und seinen Anspruch auf das 
Sozialprodukt nun ausgeweitet habe oder darin eher zu­
rückgedrängt worden sei. Dazu bildet man gern Verhält­
niszahlen mit dem griffigen, aber leider unpräzisen 
Namen Staatsquote. Unter diesem Begriff sind in Lite­
ratur und Presse verschiedene Quotienten im Ge­
brauch. Eindeutig ist eigentlich nur, daß im Nenner das 
Bruttosozialprodukt steht. Den Zähler bilden entweder 
Teilmengen des Sozialprodukts, nämlich Staatsver­
brauch und Bruttoinvestitionen des Staates, oder die 
Staatsausgaben .. 

Das Statistische Bundesamt hat erst im Jahre 1983 
seine Bedenken gegen derlei Verhältniszahlen über­
wunden16, vermeidet aber den Begriff Staatsquote: Eine 
Quote oder Anteilszahl solle die Beziehung zwischen 
Teil- und Gesamtmenge ausdrücken, und dies gelte bei 
den Staatsausgaben nur, soweit sie für Staatsverbrauch 
oder Investitionsgüter getätigt werden. Den Begriff der 
Staatsquote gibt es in der Terminologie der deutschen 
Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen also nicht. 

Die Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen der Län­
der liefern zur Bildung von Verhältniszahlen, die man 
Staatsquote nennen könnte, von vornherein weniger 
Möglichkeiten. Einnahmen und Ausgaben werden für 
die Bundesländer nicht nachgewiesen, weil vor allem 
die Transferzahlungen der zentralstaatlichen Ebene 
Bund und Sozialversicherung von der Datenlage her re­
gional nicht zugeordnet werden können. Dazu sind die 
Zahlungsströme über die Ländergrenzen hinweg zu 
sehr vernetzt ln den Zähler einer Verhältniszahl, der 
man den Namen "Staatsquote" geben könnte, wären für 
die Bundesländer entweder der Staatsverbrauch allein 
oder der Staatsverbrauch plus Bruttoinvestitionen des 
Staates zu stellen. Damit Mißverständnisse vermieden 
werden, sind- wie in diesem Aufsatz vielleicht deut­
lich gemacht werden konnte - Hinweise vor allem zur 
Regionalisierung des Zentralstaates unverzichtbar. 

Exkurs: Zur Verselbständigung staatlicher 
Einrichtungen 

Seit längerem zeichnet sich ab, daß im statistischen Be­
richtssystem durch Budgetflucht Lücken entstehen: Es 
werden zunehmend Einrichtungen des Staates in pri­
vate Rechtsform überführt oder einer Sonderrechnung 
unterlegt. ln den Haushalten und in den Finanzstatisti­
ken erscheinen diese Einrichtungen dann nur noch 
"netto" mit ihrem Betriebsüberschuß oder-zuschuß oder 
auch gar nicht mehr. Dies beeinträchtigt auch die Volks­
wirtschaftlichen Gesamtrechnungen. Nicht immer ist 
aber davon der Staatssektor betroffen. 
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Zum VGR-Bereich Staat gehören als öffentliche Unter­
nehmen -sofern hier überhaupt die Bezeichnung Un­
ternehmen zutreffend ist - nur sogenannte reine 
Regiebetriebe, die organisatorisch lediglich Abteilungen 
der öffentlichen Verwaltung ohne eigenes Vermögen 
sind. Beispiele hierfür wären Stadtentwässerung, Stra­
ßenreinigung, Müllabfuhr, Bibliotheken, Museen, The­
ater und Schwimmbäder. Reine Regiebetriebe sind 
somit mit sämtlichen Einnahmen und Ausgaben in den 
Haushalten in den Einzelplänen bzw. finanzstatistisch 
in den Funktionen/Gliederungen 0 bis 7 erlaßt. 

ln den Einzelplänen bzw. den Funktionen/Gliederungen 
8 sind öffentliche wirtschaftliche Unternehmen, die nach 
Eigenbetriebsrecht aufgrund der Eigenbetriebsverord­
nung bzw. -gesetze der Länder geführt werden, erlaßt. 
Sie werden auch als verselbständigte Regiebetriebe be­
zeichnet. Beispiele hierfür sind Versorgungsunterneh­
men, Verkehrsunternehmen, Unternehmen der Wirt­
schaftsförderung, land- und forstwirtschaftliche Unter­
nehmen, Kur- und Badebetriebe. ln den Einzelplänen 
bzw. den Funktionen/Gliederungen 8 sind außerdem öf­
fentliche Unternehmen enthalten, die als Sondervermö­
gen geführt werden. Beispiele hierfür wären Stiftungen, 
auf Bundesebene die Bundesdruckerei. 

Die unter Funktion/Gliederung 8 erlaBten Teile der öf­
fentlichen Haushalte gehören in den VGR zum Unter­
nehmensbereich. Die VGR-Definition der Unternehmen 
umschließt mit dem letzten Halbsatz den Bereich öffent­
liche Unternehmen: ,.Zum Sektor Unternehmen rech­
nen alle Institutionen, die vorvviegend Waren und 
Dienstleistungen produzieren bzw. erbringen und diese 
!;legen spezielles Entgelt verkaufen, das in der Regel 
Uberschüsse abwirft, zumindest jedoch annähernd die 
Kosten deckt."17 Eine Einzelfallprüfung, ob eine öffent­
liche Einrichtung dem Staats- oder dem Unternehmens­
sektor zuzuordnen ist, nimmt die VGR in der Regel nicht 
vor, maßgeblich ist die finanzstatistische Zuordnung zu 
den Funktionen/Gliederungen 0 bis 7 oder 8. Werden 
öffentliche Unternehmen in privater Rechtsform (GmbH, 
AG und Genossenschaft) oder als autonome Wirt­
schaftskörperschaften ohne Rechtspersönlichkeit kraft 
eigener Gesetze (Bundesbahn und -post) geführt, ge­
hören sie ebenfalls zum Unternehmenssektor. 

Die Auslagerung öffentlicher Aufgaben kann, was die 
VGR-Abgrenzung zwischen Staats- und Unternehmens­
sektor betrifft, unterschiedliche Sachverhalte beschrei­
ben. Wenn die Tatigkeit eines reinen Regiebetriebes 
(finanzstatistisch Funktion/Gliederung 0 bis 7) einem pri­
vaten Unternehmen (beispielhaft im kommunalen Be-

17) Statistisches Bundesamt, Fachserie 18, Reihe 1.3, VGR­
Konten und Standardtabellen 
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reich wäre die Müllabfuhr) übertragen wird, liegt eine 
Auslagerung aus dem VGR-Staatssektor in den Unter­
nehmenssektor vor. Dies ist auch dann der Fall, wenn 
ein reiner Regiebetrieb in ein öffentliches Unternehmen 
privater Rechtsform oder in ein öffentliches Unterneh­
men, das nach Eigenbetriebsrecht geführt wird, umge­
wandelt wird. Eine Auslagerung aus dem VGR-Staats­
sektor liegt nicht vor, wenn ein öffentliches, nach Eigen­
betriebsrecht geführtes Unternehmen in ein öffent­
liches Unternehmen privater Rechtsform umgewandelt 
wird, denn das öffentliche Unternehmen gehörte bereits 
zum Unternehmenssektor (finanzstatistisch der Funk­
tion/Gliederung 8 zugeordnet). Ob das öffentliche Un­
ternehmen in der Statistik der Finanzen der öffentlichen 
Wirtschaftsunternehmen landet, hängt ab von der Ta­
tigkeit, denn dieseStatistikerfaßt bisher nur die Berei­
che Ver- und Entsorgung sowie Verkehr. Es wird zur Zeit 
angestrebt, die Gesetzesgrundlage dieser Statistik so 
zu ändern, daß auch andere Bereiche einbezogen wer­
den. Gelänge das nicht, wären viele der ausgelager­
ten Aktivitäten - wenn Umsatzsteuer nicht anfällt -
nirgendwo, auch nicht in der Umsatzsteuerstatistik, er­
faßt. 

Auch wenn die Aufgaben eines öffentlichen, nach Ei­
genbetriebsrecht geführten Unternehmens einem pri­
vaten Unternehmen übertragen werden, werden öffent­
liche Aufgaben ausgelagert, ohne daß es eine Verlage­
rung zum Unternehmenssektor gibt. 
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Erfassungslücken - dies berührt nicht den Problem­
kreis Auslagerung öffentlicher Aufgaben- aus finanz­
statistischer und VGR-Sicht für den Staatssektor können 
entstehen, wenn Teile der öffentlichen Haushalte der 
Funktionen/Gliederungen 0 bis 7 als Sonderrechnung 
geführt werden. Wichtigstes Beispiel für Sonder­
rechnungen sind die öffentlichen Krankenhäuser mit 
kaufmännischem Rechnungswesen. Deren Buchfüh­
rungsergebnisse werden seit längerem von den Stati­
stischen Landesämtern umgeschlüsselt und wieder ins 
finanzstatistische Berichtssystem integriert. Die Grup­
pierungstiefe entspricht zwar nicht völlig der Rech­
nungsstatistikder öffentlichen Haushalte, ist aber für die 
Zwecke der VGR ausreichend. 

Ein weiteres Beispiel für Sonderrechnungen ist der Be­
reich der öffentlichen Abwasser- und Abfallbeseitigung. 
Er ist in einigen Bundesländern nicht mehr in der Fi­
nanzstatistik, sondern in der Statistik der öffentlichen 
Wirtschaftsunternehmen erfaßt. Hier liegt der Fall vor, 
daß reine Regiebetriebe aufgrund ihres Rechnungswe­
sens dem Unternehmensbereich zugerechnet werden. 
Es wird versucht, die Schnittstelle zwischen dem Er­
hebungsbereich der öffentlichen Wirtschaftsunterneh­
men und den der Einrichtungen mit Sonderrechnung 
neu zu definieren. Der Bereich Abwasser- und Abfall­
beseitigung soll künftig ähnlich wie der Krankenhaus­
bereich durch Umschlüsselung wieder in die Rech­
nungsergebnisseder kommunalen Haushalte eingear­
beitet werden. 

Bernd Struck 
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Aus unserem Archiv 

Der öffentliche Haushalt (Provinzialverband, Land) 
e) Haushaltsrechnung des Landes Schleswig-Holstein 1965 

Nach der Beendigung des 2. Weltkrieges begann für Schleswig-Holstein 
ein neuer Abschnitt seiner "Selbstverwaltung". Das Land Preußen hatte 
aufgehört zu bestehen. Aus der ehemals preußischen Provinz wurde 
1946 das Land Schleswig-Holstein und.l949 ein Bundesland der in diesem 
Jahr gegründeten Bundesrepublik Deutschland. Das Land übernahm die 
Aufgaben de.!l früheren ProvinzialverbandeB, darüberhinsuB aber weitere 
Aufgaben, die vorher das Reich oder das Land Preußen wahrgenommen 
hatten. Vor allem das Schul- und Bildungswesen, die Polizei, die Ge­
richte und der Strafvollzug sind hier zu nennen. 

Auch die Steuereinnahmen wurden neu verteilt. Die Steuern vom Eil\· 
kommen (Lohnsteuer, veranlagte Einkommensteuer und Körperschaft· 
steuer) wurden (wieder) LandeBsteuern, ab 19:;5 allerdings MiBchsteuern, 

Einnahmen (Ist) 

1 000 DM 

Ordentlicller und außerordentlicher Haushalt 

Qberste Staatsorgane 1 741 

dar. Landtag 370 
Minister-ien 1 352 

öffentliche Sicherheit und Ordnung ' 6 239 

dav. Polizei 2 113 
Zivilschutz 4 126 

Rechtsschutz 26 986 

dar. Ordentliche Gerichte und 
Staatsanwaltschaften 23 458 

Strafvoll zugsans tal ten 3 205 
Arbeits- und Sozialgerichte 194 

Innere Verwaltung ond allgemeine Staatsaufgaben 230 

Finanzverwaltung 7 315 

dar. Finanz-. Steuer- und Zollverwaltung 5 808 

J,!nterricht 38 773 

dar. Volksschulen 22 884 
Mittelschulen 4 194 
Höhere Schulen 6 874 
Berufsbildende Schulen 

(etnschl. Ingenieurschulen) 4 806 

Wissenschaft, Kunst und Volksbildung 47 354 

dar. Universität in Kiel 17 086 
Uni versi tätskl iniken 23 292 
Pädagogische Hochschulen 

(Kiel, Flensburg) 197 

Wissenschaftliche Bibliotheken, 
Museen und Archive 691 

Theater und Konzerte 1 004 

Kirchliche Angelegenheiten 164. 

Soziale Angelegenheiten 58 070 

dar. Landessozialamt, LandesfUrsorgeverband, 
Jugendwohlfahrtsbehörden, 
Lastenausgleichsverwaltung 11 103 

Sozialhilfe 
(Leistungen nach dem Bundessozialhilfe-
gesetz soweit die Länder überörtliche 
Träger der Sozialhilfe sind, vgl. 
§ 100 ff des Bundessozialhilfegesetzes) 30 713 

Einrichtungen der Sozialhilfe 2 356 
Jugendhilfe, Einrichtungen der 
Jugendhilfe 2 301 

Qesundhe 1 t 1 S12ort und Leibesübungen 36 477 

dar. Gesundheitsdienst und übrige 
Einrichtungen 1 529 

Krankenhäuser und Heilstätten 5 075 
Anstalten fUr Nerven- und Geisteskranke 28 116 
Sport und Leibesübungen 1 757 

Stat.Monatsh.Schleswig-Holstein 2/1992 

von denen gesetzlich bestimmte Anteile dem Bund zufließen (1965 • 39'1o). 
Trotzdem bleiben die Einkommensteuern Haupteinnahmequelle des Landes. 

Sowohl zwischen dem Land und seinen kommunalen Gebietskörper­
schaften als auch zwischen den Bundesländern untereinander wurde die 
Lastenverteilung neu geregelt, lm kommunalen Finanzausgleich stellte 
das Land ab 1955 21% seines Steueraufkomme"ns (ohne Vermögensteuer), 
ab 1965 dazu 60"!o des Kraftfahrzeugsteueraufkommens zur Verftlgung. 
Im Länderfinanzausgleich werden die steuerschwachen von den steuer­
starken Lä.ndern unterstützt, damit sie die ihnen übertragenen Aufgaben 
erfüllen können. Schleswig- Holstein gehört seit Einführung des Länder­
finanzausgleich.es zu den empfangsberechtigten Ländern (1965 " rund 
370 Mill. DM). 

Ausgaben (Ist) 

1 000 DM 

Ordentlicher und aullerorden)llcher Haushalt 

Oberste Staatsorgane 50 086 

dar. Landtag 3 796 
Ministerien 41 711 

Öffentl!2he Sicherbett ).!!ld Ordnung 90 219 

dav. Polizei 82 g64 
Zivilschutz 7 255 

Bechtsschutz 73 077 

dar. Ordentliche Gerichte und 
Staatsanwaltschaften 55 162 

Strafvollzugsanstalten 11 576 
Arbeits- und Sozialgerichte 4 133 

Innere Verwaltung und allgemeine Staatsaufgaben 9 196 

fjnanzverwaltung 51 980 

dar. Finanz-, Steuer- und Zollverwaltung 45 089 

Unterricht 286 185 

dar. VolKsschulen 150 422 
Mittelschulen 36 8)4 
Höhere Schulen 5~ 6)4 
Berufsbildende Schulen 

(einschl. Ingenieurschulen) 40 827 

W1ssenschaft, Kunst und Volksbildung 136 359 

dar. UniversitKt in Kiel 57 848 
Universitätskliniken 36 446 
Pädagogische Hochschulen 

(Kiel, Flensburg) 4 441 

Wissensch.aftliche Bibliotheken, 
Museen und Archive 8 264 

Th.eater und Konzerte 5 893 

Kirchliche Angelegenheiten 6 049 

Soziale Angelegenheiten 144 367 

dar. Landessozialamt, Landesftirsorgeverband, 
Jugendwohlfahrtsbehörden, 
Lastenausgleichsverwaltung 13 130 

Sozialhilfe 
(Leistungen nach dem Bundessozialhilfe-
gesetz soweit die Länder überörtliche 
Träger der Sozialhilfe sind, vgl. 
§ 100 ff des Bundessozlalhilfegesetzes) 56 241 

Einrichtungen der Sozialhilfe 5 006 
Jugendhilfe, Einrichtungen der 

Jugendhilfe 14 493 

Qesyndhe! t, §;J;1oz:t und LeibesUbung!;ln 54 370 

dar. Gesundheitsdienst und übrige 
Einrich.tungen 6 106 

Krankenhäuser und Heilstätten 11 189 
Anstalten fUr"Nerven- und Geisteskrank~ 31 270 
Sport und Leibesübungen 5 805 
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Aus unserem Archiv 

Der öffentliche Haushalt (Provinzialverband, land) 

Schluß· e) Haushaltsrechnung des Landes Schleswig-Holstein 1965 

Einnahmen (Ist) Ausgaben (Ist) 

1 000 DM 

Ordentlicher und außerordentlicller Haushalt Ordentlicher und außerordentlicher Haushall 

Ernä!:U:I:!lli!i &andw!rtscbaft und Eor§tea 209 911 )i;;[nä!lrung, Landwlr~sshaft und Forsten 

dar. Ernährung und allgemeine Förden.m"g dar. Ernährung und allgemeine Förderung 
der Landwirtschaft, besondere der Landwirtschaft, besondere 
landeSeigene Einrichtungen 155 918 landeseigene Einrichtungen 

Ländliche Siedlung 11 642 Ländliche Siedlung 
Flurbereinigung, Umlegungen 33 66o Flurbereinigung, Umlegungen 
Tierzucht, Tiergesundheit, Tierhaltung 3 572 Tierzucht, Tiergesundhel t, Tierhaltung 

Obriges aus Ernährung, Landwirtschaft Obriges aus Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten (Allgemeine Förderung und Forsten (Allgemeine Förderung 
der Fischerei, Kosten der Fischerei- der Fischerei, Kosten der Fischerei-
aufsieht u. a.) 3 725 aufsieht u. a.) 

~a;§et!;rtscb,sft ~nd Kulturbau (Küstenschutz, Wasserwirtschaft und Kulturbau (Küstenschutz, 

Ländliche WasserversQrSBnB jSanslisßtion, ~nd~icQe Wasserversor~ns; Kanalisation, 

ZuschUsse ~um Bau von WasserversorSBns;s- ZuschUsse zum Bau von WasserversorSBngs-

und Abwasserbeseitigungsanlagen u. a.) 75 884 und Abwasserbeseltigungsanlagen u. a.} 

Förderung der gewer~lichen Wirtschaft l3 028 rörderung d~[ gewerblichen Wirtschaft 

dar. Wirtschaftsförderung 1m Inland 10 777 dar. WirtSchafts~örderung 1m Inland 

verkehr ll 577 Verkehr 

dar. Straßenbaubehörden 5 970 dar. Straßenbaubehörden 
Landesstraßen (L. I. o.l 1 8}8 Landess~raßen (L. I. 0 l 
Kreisstraßen (L. II. o. 22 Kreisstraßen (L. II. o. 
Obrige Straßen (ohne Bundesstraßen) 425 Ubrige Straßen (ohne Bundesstraßen) 

Wasserstraßen (Schiffahrt) 1 304 Wasserstraßen (Schiffahrt) 
Schienenverkehr 296 Schienenverkehr 
Luftfahrt 13 Luftfahrt 

~andesli!Janung und Baumordnung, ~andesQlanung und Baumordnung 

Bauverwaltung und Wohnungswirtschaft 43 983 Bauverwaltung und Wohnungswirtschaft 

dar. Allgemeine Bauverwal tung, Vermessung dav. Allgemeine Bauverwaltung, Vermessung 
und Landesplanung 2l 705 und Landesplanung 

Förderung des Wohnungsbaues 22 2}8 Förderung des Wohnungsbaues 

WJeQerSBtmacb,~ng (l&l stungen nach dem l:l;um!,es- Wiedergutmachung <Leistungen nach dem Bundes-

entsch~djgyngsgeset~ vom 29. 6. 195:5: - entschädlgungsgesetz vom 29. 6. 1955: -
BGBl. I S. 5:62 - U!]d nach den Landesgesetzen} 202 BGBl. I S. 562 - und nach den T.andesgesetzen} 

Wlrtscb,aftsunternehm~n l4 368 Wirtschaftsunternehmen 

dar. Land- und forstwirtschaftliche sowie dar. Land- und forstwirtschaftliche sowie 
gewerbliche Unternehmen l4 265 gewerbliche Unternehmen 

ällgemej ne Finanzen 1 6ll 963 Allgemeine Finanzen 

dar. Steuern 917 275 
dar. Lohnsteuer (Anteil) 

veranlagte Einkommensteuer (Anteil) 
319 376 
306 111 

nicht veranlagte Steuer vom 
Ertrag (Anteil) 7 404 

Körperschaftsteuer (Anteil) 77 676 
Vermögensteuer 35 052 
Erbschaftsteuer 7 281 

Grunderwerbsteuer 17 546 
Kraftfahrzeugsteuer 106 022 
Versicherungsteuer 7 449 
Rennwett- und Lotteriesteuer 14 649 
Wechselsteuer 5 631 
Biersteuer 8 652 

Allgemeine Finanzzuweisungen 383 "049 dar. Allgemeine Finanzzuweisungen 
dar. Schlüsselzuweisungen 

Allgemeines Grundverm~gen 4 016 Allgemeines Grundvermögen 

Schulden 228 528 Schulden 
dar. Förderung des Wohnungsbaues 2.3 o)6 dar. Förderung des Wohnungsbaues 

Versorgung (Pensionen der Beamten, 
auch Erstattungen nach GG Art. 131) }8 465 

Versorgung (Pensionen der Beamten, 
einschl. ZuschUsse nach 00 Art. 131) 

Son§tige Aurgabenb;[glCb~ 1 221 Sonstlge A~fgaQenberelche 

Insgesamt 2 205 486 Insgesamt 
darunter Außerordentlicher Haushalt 226 584 darunter Außerordentlicher Haushalt 

QUELLE: Fmanzmonostenum des Land&s Schleswog·Holsteon {Stotostok der Stao;~tsftnonzen 1965) 

Entnommen aus: Beiträge zur historischen Statistik Schleswig-Holsteins, Kiel 1967 

1 000 DM 

298 723 

213806 
1 097 

66 082 
7 666 

5 549 

138 388 

30 491 

29 051 

121 250 

16 837 
35 409 
19 183 
17 890 
27 083 

1 251 
412 

124 293 

39 486 
84 807 

35 897 

ll 196 

ll 035 

535 ll1 

232 102 
154 780 

) 429 

123 279 
49 665 

172 075 

1 962 

2 199 199 
201 788 
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Bevölkerungsstand 
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Entwicklung im Bild 
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Entwicklung im Bild 

Verarbeitendes Gewerbe 
Industrie- und Handwerksbetriebe mit im allgemeinen 20 und mehr Beschäftigten 

190 Tsd . . 

185 
180. 
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:i mlrlrlltr m~rr1'm~~ .............. . 
1990 ~ 1991 u "" 
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7 t.till. ~-,--,--,~-,--,-,- Geleistete Arbeitsstunden .c-,--,--,--,-,--,--,--,-,--, 

•• 'r'i 
• I • 

40 

06010-8 Stat.LA S-H 
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~-1990 1991 1992 
I I 
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Baugenehmigungen 
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Daten zur Konjunktur 
Sch/eswig- Holstein 

VERARBEITENDES GEWERBEil 

Beschäftigte 

Geleistete· Arbefterstun.den 

Lohn- und Gehal tssuTTII'Ie 

Umsatz (ohne Umsatzsteuer) 

lnl andsumsatz 
Auslandsumsatz 

1 000 

Mill. Stunden 

Mfll. OM 

Mlll. DM 

Mill. DM 

Mill. lll1 

Auftragseing.?:ng ausgewählter Wirtschaftszweige Mill. DM 

aus dem Inland M111. DM 

aus dem Ausland Mill. DM 

Energieverbrauch 1 000 t SKE 

BAUHAUPTGEWERBE2) 

ßeschäfti gte 
Geleistete Arbeitsstunden 

lohn- und Gehaltssurmte 

I 000 

Baugewerb 1f eher Umsatz (ohne Umsatzsteuer) 

Auftragsei ngang3) 

Mill. Stunden 

Mill. DM 

Mill. D~l 

Mi 11, DM 

BAUGENEHMIGUNGEN4) 

Wohnbau 

Nichtwohnbau 

EINZELHANDEL 

t.hllsatz (einschl. Umsatzsteuer) 

GASTGEWERBE 

Unsatz (efnschl. Umsatzsteuer) 

FREMDENVERKEHRS) 

Ankünfte 

Ubernachtungen 

ARBEITSMARKT 

Arbeitslose 

AUSSENHANDEL 

Ausfuhr 

KREDITE (Bestand arr~ MonatsendeJ6) 

kurzfristige Kredite 
mittel- und langfristige Kredfte1l 

Fußnoten nächste S!!ite 

Wohnungen 

1 000 ms umbauter Raum 

Meßziffer 1986 >! 100 

Meßzf ffer 1986 ;; 100 

1 000 

1 000 

Anzahl 

Mill. DM 

Mfll, DM 

Mfll, DM 

.Jilngster r.ronat 

absolut 

182 

15 

BOl 

4 440 

3 522 

918 

2 204 

566 

638 

44 

144 

602 

295 

744 
471 

145,7 

98,1 

230 

767 

11 013 

091,1 

11 549 

57 220 

Veränderung 
zum Vorjahr 

(gleicher 1-t:lnat) ,, ' 
Dezember 1991 

• 0,8 

• 0,1 

• 6,8 

• 7,8 

• 8,8 

• 4,2 

• 0,2 

' 2,0 

4,0 

• 3,1 

0,7 

• S,9 

• 6,9 

• 2,J 

- 7 ,!1 

- 35,4 

November 1991 

+ 1,1 

• 5,0 

• 9,7 

• 9,4 

- 7,8 

Oktober 1991 

- I, 7 

--------- -

Dezember 1991 

+ 10,5 

• 7,2 

Monat$durchschnf tt 

absolut 

Verändenmg 
zum Vorjahr 

(gleiche Zeit) ,, ' 
Januar bis Dezember 1991 

182 

16 

756 

4 150 

3 309 

841 

2 290 

1 650 

640 

199 

43 

147 

500 

288 

991 

564 

• 2, 7 

' 1,8 

• 9,0 

• 9,3 

+ 12,2 

0,9 

• '· 7 

' '·' 12,0 

1,6 

+ 4,1 

• 1,5 

+ 11,0 

',3 

• '·' 

+ 0,5 

6,3 

Januar bis November 1991 

136,9 + 1,3 

124,0 + 4,2 

352 + 6,6 

"' • 6,9 

80 588 - 14,5 

Januar b1 s Oktober 1991 

1 025,9 • 2,4 

Januar bf s Dezember 1991 

11 030 + 10,4 

54 955 + 4,8 



VERARBEITENDES GEWERBE 1 l 

Beschäftigte 

Geleistete Arbeiterstunden 

Lohn- und Gehal tssunne 

Umsatz (ohne Umsatzsteuer) 

Inlandsumsatz 

Auslandsumsatz 

Auftragseingang · ausgewählter 
Wirtschaftszweige 

aus dem Inland 

aus dem Ausland 

Energ1 everbrauch ( vf ertel jährl i eh) 

SAUHAUPTGEWERBE2) 

Beschäftigte 

Geleistete Arbef tsstunden 

Lohn- und Gehaltssunme 

Baugewerblicher Umsatz 
(ohne Umsatzsteuer) 

Auftragsei ngang3) 

SAUGENEHMIGUNGEN4) 

Wohnbau (Wohnungen) 

Nichtwohnbau (Umbauter Raul!l) 

EINZELHANDEL 

lknsatz (efnschl. Umsatzsteuer) 

GASTGEWERBE 

t.msatz (efnschl. Ums11tzsteuer) 

FREMDENVERKEHRS) 

Ankünfte 

Ubernachtungen 

ARBEITSMARKT 

Arbeitslose 

AUSSENHANDEL 

Ausfuhr 

KREDITE (Bestand am MonatsendeJ6) 

kurzfristige Kredite 

mittel- und langfristige Kredfte1l 

Land 
Bund 

Land 
Bt~nd 

land 
Bund 

Land 
Bund 

land 
Bund 

Land 
Bund 

Land 
Bund 

Land 
Bund 

Land 
Bund 
Land 
Bund 

Land 
Bund 

Land 
Bund 

land 
Bund 

Land 
Bund 

land 
Bund 

land 
Bund 

Land 
Bund 

land 
Bund 

Land 
Bund 

Land 
Bund 

Land 
Bund 

land 
Bund 

Land 
Bund 

Land 
Sund 

Land 
Bund 

Daten zur Konjunktur 
Land und Bund im Vergleich 

Januar 
bis Jan. 
Dez. 1991 
1990 

Veränderung gegenUber dem gleichen Zeitraum des Vorjahres in% 

Juni Juli 
1991' 1991 

April Mai 
1991 1991 

Aug. Sept. Okt. 
1991. 1991 1991 

Febr. März 
1991 1991 

Nov. 
1991 

Dez. 
1991 

+ 4,6 + 5,1 + 4,5 + 4,3 + 4,3 + 3,4 + 2,8 + 2,5 + 2,3 + 1,8 + 0,6 t 1,0 t 0,8 
t 2,7 + 2,0 + 2,6 + 2,4 t 2,3 + 2,0 + 1,7 t 1,4 t 0,8 + 0,7 + 0,3 p+ 0,1 

+ 4,7 + 4,6 t 2,7 1,5 + 10,1 + 2,0 + 2,5 + 2,5 + 1,3 + 2,4 0,7 3,5 + 0,1 
+ 1,7 + 1,4 + 2,0 5,5 + 7,6 5,6 + 3,3 + 2,9 3,5 + 0,5 3,1 p- 3,9 

+ 9,9 + 11,4 + 10,7 + 9,8 + 10,9 + 11,6 + 9,4 + 9,0 + 6,3 + 7,2 + 6,1 + 9,1 + 6,8 
+ 7,8 + 9,0 + 8,6 + 7,0 + 8,9 + 7,5 + 9,0 + 7,1 + 6,0 + 8,4 + 6,0 p+ 4,3 

+ 11,2 + 17,9 + 14,9 t 9,1 + 16,7 + 19,4 + 21,6 + 8,3 + 2,1 + 6,4 5,1 0,0 + 7,8 
+ 6,9 + 12,4 + 9,5 + 2,8 + 17,8 t 1,1 + 13,3 + 10,6 + 1,6 + 6,4 + 2,7 p+ 2,6 

+ 13,7 + 28,4 t 19,7 + 15,1 + 24,4 + 18,2 t 25,0 + 11,2 + 4,3 + 5,9 1,7 0,9 + 8,8 
+ 9,4 + 18,3 + 15,2 + 9,4 + 23,5 t 6,9 18,8 + 14,9 + 3,9 • 10,2 "I; 3,6 pt 2,7 

+ 3·,6 - 11,9 + 0,6 10,3 7,0 + 23,6 + 10,4 3,4 6,7 + 8,1 17,2 •. 3,1 + 4,2 
+ 1,3 - 1,2 3,1 11,5 + 4,6 12,1 + 0,5 + 0,0 4,5 + 2,0 0,2 p+ 2,3 

2,0 + 31,1 + 8,0 15,7 + 16,4 + 7,5 + 6,0 + 5,2 + 7,4 5,2 + 0,7 15,6 + 0,2 
• 5,8 + 10,7 + 5,9 1,0 + 10,8 3,2 + 7,8 + 5,3 3,1 t O,B 3,4 2,9 

+ 4,6 + 48,5 + 9,3 + 10,8 + 25,6 8,9 + 12,7 + 7,2 + 16,2 + 0,2 + 1,!5 + 5,3 + 2,0 
+ 9,9 + 18,2 + 14,6 + 9,1 + 19,0 + 0,9 + 12,5 + 7,3 3,3 + 3,8 2,2 2,5 

- 13,2 - 3,0 + 5,3 - 48,3 2,9 + 50,6 8,5 + 0,4 13,5 - 18,9 1,7 - 44,6 4,0 
1,0 - 1,7 8,3 - 17,3 2,9 10,6 0,9 + 1,8 2,7 - 4,7 6,0 3,8 

+ 6,4 5,4 
1,2 • 2,9 

+ 17,1 
+ 1,7 

15,2 
3,6 

+ 0,0 

+ 5,1 
t 3,5 

+ 7,4 
+ 4,1 

+ 12,0 
+ 2,0 

+ 6,5 + 
t 2, 7 + 

4,3 
0,0 
2,6 
5,9 

+ 4,6 + 3,9 + 3,4 + 3,2 + 3,1 + 3,3 + 3,5 + 3,4 t 3,1 
+ 1,6 + 1,2 • 1,1 + 1,1 + 0,8 p+ 1,0 p+ 2,2 

+ 5,2 
+ 2,6 

- 30,4 + +'19,1 0,8 + 0,9 + 4,9 0,3 • 10,0 1,6 2,7 0,7 
30,1 + 12,7 9,2 • 5,2 + 4,7 4,6 p+ 5,7 p- 0,7 

+ 13,9 + 19,5 10,5 + 16,5 
+ 10,8 + 9,9 12,2 + 8,6 

t 17,4 + 9,6 + 8,4 + 12,8 + 5,6 + 14,3 + 11,3 + 13,8 + 8,9 
+ 14,0 + 7,2 + 7,6 + 10,7 + 4,8 p+ 11,7 p+ 9,1 

+ 18,3 + 43,5 + 13,5 4,4 
+ 12,2 + 12,2 4,3 • 0,8 

+ 16,9 + 2,0 + 11,5 + 8,Z + o,2 • 11,0 + 6,9 1,1 + 6,9 
+ 17,2 + 6,9 + 16,9 + 17,ä + 11,6 

+ 19,3 + 40,8 7,4 + 0,8 12,0 2,5 + 7,0 + 13,2 + 13,4 + 0,3 10,8 ... 1,3 + 2,3 
+ 15,0 + 5,4 + 1,4 + 4,1 + 8,5 + 9,5 + 12,5 + 14,3 + 13,1 p+ 26,1 p+ 8,3 

+ 50,8 + 50,1 +.31,6 - 31,7 t 7,1 18,4 + 28,2 + 25,5 - 33,6 
p+ 33,6 p+ 10,8 p+ 6,0 p- 11,7 p+ 3,6 p- 6,7 p+ 3,6 p+ 6,5 p+ 7,4 

- 11,4 • 17,2 - 4,1 

+ 8,2 - 3,6 - 12,4 0,6 - 27,1 - 32,3 + 25,9 + 18,4 - 7,0 
p+ 7,9 p- 0,8 p+ 16,5 p- 9,5 p+ 19,1 p+ 4,6 p+ 15,1 p+ 6,6 p+ 16,0 

2,1 2,6 + 21,1 

+ 12,7 + 16,7 + 10,3 + 13,0 + 9,2 + 11,4 + 9,8 + 7,1 + 0,1 ... 2,7 ... 2,5 .+ 1,1 
• 10,6 + 16,3 + 12,8 t 11,6 + 14,6 • 8,6 + 13,6 + 10,6 + 0,4 + 2,2 + 4,7 p+ 2,3 

+ 5,8 + 1,1 
+ 5,6 + 3,2 

3,4 + 16,8 + 1,5 + 9,8 2,0 + 2,2 + 5,4 + 5,2 + 5,0 + . 5,0 
1,3 + 3,7 + 5,2 + 0,2 + 6,2 + 2,9 + 4,4 + 4,4 + 4,7 p+ 1,1 

+ 10,2 + 9,4 + 3,8 + 36,6 2,5 p+ 14,1 p- 3,7 p+ 2,8 p+ 9,2 p+ 3,6 p+ 4,9 p+ 9,7 
• 6,8 + 6,1 + 3,1 + 5,5 + 3,7 - 0,6 • 0,8 - 0,6 + 0,6 

+ 9,9 + 16,8 + 18,0 • 53,7 5,0 p+ 12,6 p- 7,5 p+ 3,2 p+ 9,1 p+ 6,0 p+ 9,8 p+ 9,4 
+ 5,1 + 6,7 + 5,6 + 12,5 + 0,5 +· 3,2 + 0,4 + 2,6 + 6,3 

7,5 
7,6 

4.7 
+ 0,3 

17.0 
14,5 

17,4 
13,2 

4,0 + 0,0 
2,4 1,8 

19,0 
14,0 

18,6 - 16,8. 13,9 
13,7 - 12,0 11,9 

11,6 
9,1 

11,0 
7,6 

9, 7 
6,8 

10,5 10,2 
9,8 + 1,0 

10,6 + 21,1 + 6,8 + 9,1 + 37,0 
4,4 + 4,0 +. 6,2 + 1,7 + 7,0 

6,6 
5,2 

1, 7 
1,1 

7 ·' 4,0 

7,6 

3~,4 

+ 10,3 + 10,8 + 7,9 + 7,7 ... 9,2 + 10,2 + 8,5 + 12,8 + 11,5 + 11,4 + 11,3 ... 13,1 + 10,5 

+ 2,8 + 3,0 + 2,9 + 3,3 + 3,6 ... 4,0 + 4,3 + 4,4 + 5,2 + 5,7 + 6,5 + 6,8 + 7,2 

1) Betriebe mit fm allgemeinen 20 und mehr Beschäftigten. Zur Methode siehe Statistischen BerichtE I 1 
2) Zur Methode siehe Statistischen Bericht E li 1 
3} Nur Betriebe von Unternehmen mit 20 und mehr Beschäftigten 
4) Nur Errichtung neuer Gebäude 
5) fn Seherbergungsstätten mit 9 und mehr Gästebetten (einschließlich Jugendherbergen, ohne Campingplätze) 
6) Land: an inländische Unternehmen und Private ) · . 

Bund: an in- und ausländische Unternehmen und Private ) ab 1. 1. 1986 einschließlich RaHfelsenbanken 
7} efnschlfeßl1ch durchlaufender Kredite 

~ Die Angaben beziehen sich auf das Bundesgebiet nach dem Gebietsstand vor dem 3. 10. 1990. Sie schließen Berlfn (West) mit ein 



Jahreszahlen 
Schleswi -Holstein 

Jahr 

1986 

1987a 

1988 

1989 

1990 

Jahr 

1986 

1987 

1988 

1989 

1990 

Einwohner 
(Jahres­
mittel) 

in 1 000 

2 613 

2 554 

2 560 

2 574 

z 614 

Heirats­
zi ffer 

Bevölkerung 

Geburten­
ziffer 

Sterbe­
ziffer 

Ereignisse je 1 000 Einwohner 

6,0 

6,4 

6,7 

6, 7 

7,1 

9,4 

10,2 

10,7 

10,6 

11,1 

11,9 

12,1 

11 ,9 

ll,9 

12,0 

Oberschuß 

'" Geborenen Wanderungs-
oder gewinn 

Gestorbenen 
(-) 

6 

5 

3 

fn 1 000 

5 

12 

33 

34 

ins­
gesamt 

1 151 

1 ISS 

I 135 

1 166 

1 234 

Öffentliche allgemeinbildende Schulen 

Schülerfnnen/Schüler 1m Septelllber in 

Grund­

""' Haupt-
schulen 

Sonder- Real­
schulen schulen 

Gym-
nasien 

Inte­
grierten 
Gesamt­
schulen 

von 100 Schülerfnnen/Schülern erreichten 

weniger ,, ' 
Hallpt­
schul­

Haupt­
schul­

abschluß 

mitt­
leren 

Abschluß 

Fach­
hochschul­

reffe 

""' allgemeine 
---------::-:-:=:-------- abschluß 

in 1 000 
Hochschul­

reife 

137 

l3J 

132 

l3J 

135 

13 

13 

12 
12 

12 

58 

53 

50 .. 
48 

70 

67 

64 

62 

62 

10 

10 

10 

10 

35 

33 

33 

33 

33 
32 

31 

31 

Landwirtschaft 

2J 

25 

" 26 

Im Erwerbsleben tätige Personen!) 

land­

""' Forst-
wirtschaft 

58 

62 

57 

52 

62 

produzie­
rendes 
Gewerbe 

fn 1 000 

342 

336 

339 

349 

352 

Handel 

""' Verkehr 

234 

247 

235 

242 

265 

Bruttal n l andsproduk t2) 

übrige 
Dienst­

leistungen 

518 

511 

505 

523 

555 

in jeweiligen 
Preisen in Preisen von 1980 

Mfll. Otl 

67 583 

69 346 

72 420 

75 846 

82 170 

jährliche 
Zuwachs­

rate 

'" ' 
5,6 
2,6 

4,4 

4,7 

9,1 

~1ill. DM 

56 805 

57 086 

58 637 

59 503 

62 675 

jährl i ehe 
Zuwachs­

rate 
in t 

2,9 

0,5 

2, 7 

1 ,s 
5,3 

Viehbestand am 3. 12. Schl achhf ehaufkonmen 
aus ef gener Erzeugung 

5) 

Kuhmf 1 cherzellgung Ernten in 1 000 t 

Jahr 

1986 

1987 

1988 

1989 

1990 

Rinder 

insgesamt 

1 540 

1 497 

1 481 

1 491 

1 525 

darunter 
Mfl chk.ühe3 l 

514 
480 

481 
4!!0 

472 

Schweine Hühner4l 

fn 1 000 

1 718 

632 
1 540 

1 451 

1 445 

3 214 

3 069 

3 343 

Rinder 

547 

530 

479 

449 

530 

Schweine 

2 759 

2 648 

2 580 

2 331 

2 320 

Verarbeitendes Gewerbe6l 

1 000 t 

2 612 

2 388 

2 371 

2 411 

2 324 

kg 
je Kuh 

und Jahr 

5 020 

4 802 

4 930 

5 014 

4 881 

Getreide 

2 437 

2 132 

2 487 

2 342 

2 186 

Kartoffeln 

152 

121 
113 

141 
139 

Zucker­
rüben 

769 
494 

757 

753 

972 

Bauhaupt­
gewerbe 

Jahr 
Beschäftigte Löhne Gehälter Umsatz Energieverbrauch 

_f_~_"'-'-'-'-"'-'-"-'-'"-"-'-''_1 __ Arbefter- _____________________ f~'"-"-'--~-'-'-'-''-'~'-"'-'_1 ____________________________________________ ~~-
st~~den ins- Auslands- Kohle Heizöl Gas Strom7l 8eschäf-insgesamt Arbeiter 
Mill. 8ruttosunrne gesamt umsatz tfgte 

in Mill. DM am 30. 6. 

1986 

1987 

1988 

1989 

1990 

167 
164 
165 

169 

177 

fn 1 000 

114 
112 

112 

114 

119 

188 

183 

185 

186 

194 

1) Ergebnisse der ll-Mfk.rozensuserhebungen 
2) ab 1988 vorläufiges Ergebnis 
3) ohne Almten- und Mutterk.lihe 
4) ohne Trut-, Perl- und Zwerghlihner 

3 945 
3 973 

4 133 

4 325 

4 771 

z 749 

z 869 

3 029 

3 245 

3 549 

Mill. DM 

36 650 

35 945 

38 335 

40 969 

45 569 

7 867 

8 097 

9 212 

9 833 

10 182 

180 

169 

164 
175 

167 

1 000 t SKE8l in 1 000 

865 

1 289 

1 258 

1 061 

1 204 

501 
562 

654 

676 
663 

319 

333 

353 

365 

389 

41 

41 

40 

40 

42 

5) Gewerbliche und Hausschlachtungen, einschließlich des übergebietliehen Ver!:andes, ohne übergebietliehen Empfang 
6) Betriebe mit im allgemeinen 20 und mehr Beschäftigten 
7} ohne Eigenerzeugung 
8) 1 t SKE (Steinkohle-Einheit) ; 29 308 t-U 

a) Ergebnis der Volkszähltmg vom 25. 5. 1987 

4 



Jahr 

1986 

1987 

1988 

1989 

1990 

Jahr 

1986 
1987 

1988 

1989 

1990 

Jahr 

1g86 

1987 

1988 

1989 

1990 

Jahr 

1986 

19B7 

1988 

1989 

1990 

zum Bau 
genehmf gte 

Woh­
nungen l) 
fn 1 000 

B 

7 

8 

12 

Wohnungswesen 

fertigges tel 1 te 
Wohnungen 1) 

ins­
gesamt 

in 1 000 

9 

7 

8 

8 

lm 
sozialen 
Wohnungs­

bau 2:1 

'" ' 
32 

" 24 

15 

13 

Kfz-Bestand4l am 1. 7. 

Bestand 

'" Wohnungen 

'" 1 000 

1 190 

r 1 125a 

r I 132 

1 140 

r 148 

ins­
gesamt 

9 574 

10 156 

11 087 

12 555 

11 965 

Ausfuhr 

'" EG-Uinder 
'" Länder 

'" EFTA 

M111. DM 

4 776 

4 858 

5 492 

6 169 

6 110 

1 434 

1 521 

1 724 

l 898 

1 828 

Straßenverkehrsunfälle 
mit Personenschaden 

von Gütern 

'" gewerb· 
1 fchen 

Wirtschaft 

8 007 

8 614 

9 277 

10 337 

10 221 

Jahreszahlen 
Sch/eswig-Holstein 

Fremdenverkehr3 l 

Anidinfte Übernachtungen 

ins­
gesamt 

3 096 

3 088 

3 193 

3 448 

3 801 

Auslands­
gäste 

ins­
gesamt 

in 1 000 

380 

378 

379 

444 

479 

Sozialhilfe 

17 076 

17 137 

17 181 

17 650 

19 390 

"" Auslands-
gästen 

698 

709 
724 

866 

877 

------------------------------------------------------------------ Spar~ ------------------------------- einlagenöl 
Kriegs­

opfer 
fürsarge ins­

gesamt 

1 305 

1 338 

1 376 

1 419 

1 467 

Kraft­
rdder 

54 

" 51 

51 

" 

in 1 000 

Steueret nnahmen 

107 
140 

1 177 

1 218 

1 262 

nach der Steuerverteilung 

'" Bundes 

5 322 

5 605 

5 952 

6 480 

6 094 

des 
Landes 

6 074 

6 197 

6 554 

6 937 

7 176 

dec 
Gemeinelen 

2041 
2 077 

2 231 

2 445 

2 431 

Lkw 

53 

53 

54 

55 

57 

Steuern 
". 

Umsatz 

2 950 

3 245 

3 467 

3 681 
3 630 

Unfälle 

16 751 

15 808 
17 106 

16 786 

17 326 

Steuern 

Getötete Verletzte 

371 

337 

372 

344 

364 

21 591 

20 383 

21 989 

21" 619 

22 574 

Steuern vom Efnkollll'len 

ins­
gesamt 

6 425 

6 690 

7 144 

7 899 

7 890 

Lohn­
steuer 

veranlagte 
Efnk.onrnen­

steuer 

Mill. DM 

4 496 

4 850 

5 005 

5 396 

5 310 

998 

1 029 

1 214 

398 

1 506 

'" 31. 12. 

'" Mill. DM 

19 119 

20 ISO 

20 736 

20 080 

19 526 

Ver­
brauch­
steuern 

480 

471 
460 

491 

137 

ins­
gesamt 

Aufwand 

'" Mill. DM 

1 137,7 

1 222,7 

1 311,1 

1 420,4 

1 591,1 

Gewerbe­
steuer 
nach 

Ertrag 
.od 

Kapital 

774 

763 

884 

952 

966 

Hilfe 
zum Lebensunterhalt 

Aufwand 

'" Mill. DM 

459,4 

486,3 
514,9 

566,9 

662,6 

Empfänger 

'" 1 000 

100,1 

99,9 

106,7 

118,3 

166,6 

Aufwand 

'" Mi11. DM 

71,7 

72,2 

77.7 

82,8 

90,1 

Fundierte Schulden 

des 
Landes 

15 538 

17 047 

18 204 

18 836 

20 128 

der Gemeinden und 
Gemef ndeverbände 7) 

ins­
gesamt 

3 131 

3 241 

3 490 

3 619 

3 790 

Kredit­
markt­
mittel • 

2 423 

2 509 

2 732 

2 857 

2 956 

Prefsfnclizes im Bundesgebiet Löhne und Gehälter 

Erzeugerprei se8l 

gewerb­
licher 

Produkte 
1985 ; 100 

97,5 

95,1 

96,3 

99,3 

101,0 

landwirt­
schaft-
1 fcher 

Produkte 
1985 -; 100 

94,3 

91,7 

91,8 

99,8 
94,7 

für 
Wohn­

gebäude 
1985 ; 100 

101,4 

103,3 

105,5 

109,4 

116,4 

Lebensha 1 tung 
aller privaten 

Haushalte 
1985 -; 100 

Nahrungs­
mittel, 

Industriearbe i ter9l 

Bruttowochenlohn 

Männer Frauen 

Angestellte fn 
Industrie 9) und Handel 

Bruttomonatsgeha 1 t 

kaufmännische 
Angestellte 

techni sehe 
Angestellte 

öffentlicher Dienst 

Bruttomonatsgeha 1 tlO l 

Beamte 
A 9 

(Inspektor) 

Angestellte 
BAT VII I 

(Bürokraft) 
ins­

gesamt Getränke, Männer Prauen Männer 
Tabakwaren--------------------~~------~------~~------------------------

99,9 

100,1 

101,4 

104,2 

107,0 

100,6 

100,1 

100,3 

102,6 

105,6 

715 

735 

764 

786 

821 

496 

515 

536 

552 

572 

3 699 

3 845 

3 986 

4 126 

4 297 

DM 

509 
2 606 

2 708 

2 823 

2 953 

4 304 

4 466 

4 631 

4 779 

4 972 

3 505 

3 622 

3 708 

3 759 

3 822 

2 616 

2 703 

2 767 

2 805 

2 852 

1l Errichtung neuer Gebäude 2) 1. Förderungsweg 3) Nur Seherbergungsstätten mit 9 und mehr Gästebetten, einschließlich Kinderheime und Jugend-
herbergen, Ausländer einschließlich DDR 4) Kraftfahrzeuge mit amtlichem Kennzeichen, ohne Bundespost, Bundesbahn und Bundeswehr 
5) einschl1eßlfch Kombinationskraftwagen 6) ohne Postspareinlagen 7) efnschlfeß11ch ihrer Krankenhäuser, aber ohne Eigenbetriebe und Zweckyerbände 
8) ohne Umsatz-(Mehrwert-)steuer 9) einschließlich Hoch- und Tiefbau 10) Endgehalt. Die Angaben gelten für Verheiratete mit einem Kind 
a) Basis Gebäude- und Wohnungszählung 1987, ohne Wohnungen in Wohnheimen 



Zahlenspiegel 
Schleswig- Holstein 

BEVÖLKERUNG UND ERWERBSTÄTIGKEIT 

BEVÖLKERUNG AM MONATSnlDE 

NATÜRLICHE BEVÖLKERUNGSBEWEGIJNG 

Eheschl f eßungen 
j• 1 000 Einw. 

Lebendgeborene 
J• 1 000 Efnw. 

Gestorbene (ohne Totgeborene) 
J• 1 000 Einw. 

darunter fm ersten Lebensjahr 

1 000 

Anzahl 
und 1 Jahr 

Anzahl 
und 1 Jahr 

Anza~l 
und 1 Jahr 

Anzahl 
je 1 000 Lebendgeborene 

Überschuß der Geborenen (+) oder Gestorbenen (-) Anzahl 
je 1 000 Einw. und 1 Jahr 

WA,lDERUNGEN 

Ober die Landesgrenze Zugezogene Anzahl 
Über die Landesgrenze rortgezogene Anzahl 

Wanderungsgewinn ( +) oder -verTust I -1 Anzahl 
Innerhalb des Landes Umgezogene 1) Anzahl 

Wanderungs fälle Anzahl 

ARBEITSLAGE 

Arbeitslose ( Monatsende) 1 ooc 
darunter t4änner 1 OJO 

Kurzarbeiter (Monats•nitte) 1 000 
daru'1ter Männer 1 000 

Offene Stellen (Monatsende) 1 000 

LANDWIRTSCHAFT 

VIEHBESTAND 

Rindvieh ( ef nschlf eBl i eh Kälber l 1 000 
darunter Milchkühe 

(ohne Anmen- und Mutterkühe) 1 000 
Schweine 1 000 

darunter Zuctltsauen 1 000 
darunter trächtig 1 000 

SCHLACHTUNGEN2 l 
Rinder (ohne Kälber) 1 000 St. 
Kälber 1 000 St. 
SChweine 1 000 St. 

darunter HaussehT actitungen 1 000 St. 

SCHLACHTMENGEN3) AUS GEWERBLICHEN SCHLACHTUNGEN2 l 
(ohne Geflügel) 1 000 t 

darunter Rinder (ohne Kälber) 1 000 t 
Kälber 1 000 t 
Schweine 1 000 t 

DURCHSCHNITTLICHES SCHLACHTGEWICHT für2l 

Rinder (ohne Kälber) '9 
Kälber k9 
Schweine . k9 

GEFLÜGEL 

Eingelegte -Bruteier4l für Legehennenkü~en 1 000 
für Masthühnerküken 1 000 

Gefl üge 1 fl ei sch5 l 1 000 kg 

MILCHERZEUGUNG 1 000 t 

darunter an 14olkereien und Händler geliefert l 

Milchleisturig je Kuh und Tag k9 

198g 1ggo 

Monats­
durchschn1 tt 

2 574 2 614 

1 437 1 544 
6, 7 7,1 

2 281 2 421 
10,6 11,1 

2 546 2 622 
11,9 12,0 

15 16 
6,6 6,6 

164 101 
1,1 0,9 

7 672 12 773 
4 go4 g 945 

+ 2 768 • 2 828 
9 121 g 400 

21 ijg7 32 118 

101 " 57 51 

6,5 3,5 
5,8 3,4 

6,5 9,3 

4g1a s2sa 

480' 472a 

45111 445a 
I44a 14411 ", "' 
41 49 

1 1 
189 100 

1 1 

29,0 33,1 

12,7 15,2 
0,1 0,1 

16,0 17,5 

311 310 
131 115 
85 88 

99 96 

77 63 

101 194 

95 95 

13,7 13,4 

Okt. 

2 625 

1 321 
5,9 

2 470 
11,1 

2 668 
12,0 

14 
5, 7 

198 
0,9 

14 708 
12 797 

• 1 911 
10 303 

37 808 

01 
44 

O,B 
0, 7 

8,9 

79 
1 

116 
1 

44,5 

23,g 
0,1 

20,1 

303 
110 
89 

191 

93 

13,0 

1) ohne innerhalb der GeMeinde Umgezo9ene 2) Bis Dezernher 1ga4 Inlandtiere, ab Januar 1g55 
jedoch ohne Innereien 4) in Setrieben mit einem Fassungsvermögen von 1 000 und mehr Eiern 
Schlachtereier~ mit einer Schlachtkapazität von 2 000 und wehr Tieren im Monat 

a) Dezember 

6 

}g9Q 1991 

lolov. Dez. Sept. Okt •. Nov. Dez. 

2 625 2 626 

1 076 1 306 
5,0 5,9 

2 367 1 480 
11,0 11,1 

2 652 2 901 
12,3 13,0 

14 16 
10,1 6,5 

185 411 
1,3 1,9 

12 ]g7 10 531 
11 755 9 475 

• l 042 • 1 056 
g 604 8 -154 

34 155 28 460 

" " 73 74 77 
46 49 41 41 41 

1,3 1,1 3,3 3,6 4,2 
1,1 1,9 2, 7 3,0 3,5 

8,1 7,9 11,2 10,4 10,2 

1 525 1 473 

471 460 

445 p 394 
144 p 138 

99 p 96 

71 50 71 77 63 47 
1 1 1 1 1 1 

117 181 167 166 165 151 
2 1 1 1 1 1 

41,5 31,2 36,8 38,5 33,4 27 .s 
20,7 14, g 21,7 23,4 18,6 13,9 
0,1 0,1 0,1 0,1 0,1 0,1 

20,1 15,8 14,6 14,7 14,4 13,2 

zg6 300 303 305 198 198 
113 119 117 118 131 118 
89 88 88 89 89 88 

181 188 187 191 181 

94 94 91 93 94 

12,6 12,7 13,2 13,0 12,9 

In- und Auslandtiere 3) einschließlich Schlachtfette, 
5) aus Schlachtungen inländischen Geflügels in 



1989 1990 

Monats­
durchschnitt 

PRODUZIERENDES GEWERBE 

VERARBEITENDES GEWERBE 1) 

Beschäftigte (einschließlich tätiger Inhaber) 1 000 169 
danmter Arbeiter und gewerblich Auszubildende 1 000 114 

Geleistete 1\rbefterstunden 1 000 I5 483 

Lohnsu!TIIIe 

Gehaltssunrne 

Auftragseingang ausgewählter Wirtschaftszweige 
aus dem Inland 
aus dem Auslarld 

Unsatz (ohne Umsatzsteuer) 
Inlandsumsatz 
Auslandsumsatz 

Kohl everbrauch2 l 

Gasverbrauch3) 
Stadt- und Kokereigas 
Erd- und Erdölgas 

Hef zöl ver!lrauch4 l 
leichtes Heizöl 
s<:hweres Hei :töl 

Stromvertwauch5 l 

Stro:no.,rzeuguflg (lndu~trielle Eigenerzeugungl 

Inrtex drr Nettoproduktion für Uetriebe 
im produzierenden Gewerbe 6) 

BAUHAUPTGEWERP>E 7 l 

Beschäftigte (einschlfelllfch tätiger Inhaber) 

Geleistete llrbef tsstunden 
dart.~nter für 
Wohnungsbauten 
gewt>rb liehe und industrielle Bauten 
Verkehrs- und öffentliche So!luten 

Lohnsurrrne 

Gehal tssunme 

Baugewerbl i eher Umsatz {ohne Umsatzsteuer l 

Auftragsei ngang8l 

AUSBAUGEWERBE9) 

Beschäftigte 

Geleistete Arbeitsstundel'l 

Lohn- t.md Gehal tssull'llle 

Ausbaugewerblicher Umsatz {ohne I.Mtsatzsteuer) 

ÖFFENTLICHE ENERG I EVERSORGUNG10) 

Stromerzeugung {brutto) 

Stromverbrauch {einschließlich Verluste, 
ohne Pumpstromverbraucli) 

Gaserzeugung (brutto) 

HANDWERK 

HANDWERK (Me!Jzahlen)ll) 

Beschäftigte (einschließlich tätiger Inhaber) 

l~ill. DM 

1·1ill. DM 

Mill. DM 
Mill. DM 
Mill. DM 

Mfll. DM 
!.Jill. DM 
111111. DM 

OiJD t SKE 

Mill. m' 
Mill. m' 
Mill. m~ 

1 000 t 
1 000 t 
1 000 t 

l·li 11. k\Jh 

r~i 11. kWh 

1980 "; 100 

Anzahl 

1 000 

1 000 
1 000 
1 000 

Mill. DM 

Mlll. DM 

Mill. DM 

Mill. DM 

Anzahl 

1 000 

Mfll. DM 

Mill. DM 

Mill. kWh 

rm1. kwh 

Mfll. m' 

am Ende des Vierteljahres 30.9.1g76 : 100 

U'llsatz (ohne Umsatzsteuer) Vj.-D 1976: 100 

360,4 

270,4 

2 274 
1 437 

837 

3 414 
2 595 

819 

15 

47,0 

63 
7 

56 

181 

34 

115,3 

39 744 

4 382 

1 623 
1 181 
1 493 

97,2 

19,3 

390,8 

236,4 

7 542 

896 

21,6 

64,0 

2 185 

944 

101,2 

159,2 

177 
119 

16 205 

397,5 

295,8 

2 228 
1 502 

716 

3 797 
2 949 

849 

14 

46,0 

71 
7 

65 

197 

"" 

41 773 

4 60S 

1 782 
1 213 
1 484 

110,9 

21,8 

462,1 

282,2 

8 284 

978 

25,3 

75,2 

2 263 

971 

I04,1l 

185,4 

Okt. 

181 
113 

17 519 

413 ,l 

285,7 

2 304 
1 696 

608 

4 396 
3 446 

949 

314 

" 

43 065 

5 641 

2 160 
1 416 
1 82g 

I25,3 

21,0 

559,3 

322 ,l 

8 929 

1 136 

27,8 

92,2 

1 765 

1 022 

1990 

lolov. 

tat 
113 

17 698 

514,3 

387,6 

2 636 
I 560 
1 125 

4 406 
3 462 

944 

327 

43 047 

5 061 

l 943 
I 339 
1 604 

164,2 

34,5 

609,3 

253,6 

8 891 

1 095 

32,1 

101,8 

2 370 

1 026 

. ' 

Dez. 

180 
111 

15 128 

418,4 

332,2 

2 205 
1 540 

665 

4 123 
3 242 

881 

190 

40 

42 447 

3 485 

1 364 
935 

1 088 

108,7 

23,9 

563,1 

288,5. 

8 733 

931 

27,5 

123,0 

2 622 

047 

5ept. 

184 
113 

16 970 

413,7 

312,7 

2 344 
1 778 

567 

4 333 
3 439 

894 

194 

17 

44 602 

5 338 

1 089 
I 455 
1 685 

126,3 

22,6 

591,5 

339,0 

9 026 

1 063 

27.7 

100,9 

1 585 

881 

4.Vj.90 3.Vj.9I 

107,3 

220,3 

lli,O 

221,7 

Zahlenspiegel 
Schleswig-Holstein 

Okt. 

183 
113 

17 391 

433,7 

307.7 

2 319 
1 721 

1991 

597 

4 173 
3 387 

786 

324 

38 

44 564 

5 548 

2 184 
1 458 
1 790 

138,6 

24,2 

598,0 

287,3 

9 579 

1 214 

31,3 

107,6 

1 931 

1 080 

~ov. 

183 
113 

17 070 

551,3 

432,5 

2 267 
1 643 

614 

4 405 
3 432 

973 

311 

43 

44 525 

4 923 

1 005 
1 319 
1 504 

186,8 

39,4 

602,6 

256,9 

9 591 

1 140 

36,9 

110,8 

l 919 

1 082 

Dez. 

181 
111 

15 147 

442,2 

359,2 

2 204 
1 566 

638 

4 440 
3 522 

918 

297 

37 

43 783 

3 461 

l 329 
988 

1 068 

117,3 

27,2 

602,0 

295,0 

9 411 

l 027 

31,8 

151,3 

4. Vj .91 

l) Betriebe mit im allgemeinen 20 und mehr Beschäftigten. Zur Methode siehe Statistischen BerichtE I 2) 1 t Steinkohle= t SKE Steinkohle-
Einheft (2g 308 /lU) 3) 1 000 m' Gas (Ho= 35,169 ~U/m~) = 1,2 t W.E 4) 1 t Heizöl, leicht= 1,46 t SKE, schwer: 1,40 t SKE 5) 1 000 kWh Strom 
= 0,123 t SKE 6) ohne Ausbaugewerbe, Gas-, Fernwärme- und Wa~serversorgt.~ng 7) Zur Methode siehe Statistischen BerichtE Tl 1 8) Nur Betriebe 
von Unternehmen mit 20 und mehr Beschäftigten 9) Zur Methode siehe Statistischen BerichtE !li 1 10) Quelle: Der Minister für Soziales, Gesundheft 
und Energie des Landes Schleswig-Holstefn, ab Januar 1g91 eigene Erhebung ll) ohne handwerkliche tlel>enbetriebe 



Zahlenspiegel 
Schleswig- Holstein 

BAUTÄTIGKEIT 

BAUGENEHMIGUNGEN 
Wohngebäude {Errichtung neuer Gebäude) 

darunter mft 
1 Wohnung 
2 Wohnungen 

Rauminhalt 
Wohnfläche 

tlichtwohngebäude (Errichtung neuer Gebäude) 

Rauminhalt 
Nutzfläche 

Wohntmgen insgesamt (alle Baull!aßnahmel'l} 

HANDEl UND GASTGEWERBE 

AUSFUHR 

Ausfuhr insgesamt 

davon Güter der 
Ernährungswirtschaft 

gewerblichen Wirtschaft 
davon 
Rohstoffe 
Halbwaren 

Fertigwaren 
davon 
Vorerzeugnisse 
Enderzeugnisse 

nach ausgewih 1 ten Verbrauchsländern 

EG-länder 
darunter Niederlande 

Frankreich 
Dänemark 
Vereinigtes Königreich 

EINZELHANDELSUMSÄTZE (Meßzahl) 

GASTGEWERBEUMSÄTZE (Meßzahl) 

Anzahl 

Anzahl 
Anzahl 

1 000 m' 
1 000 mt 

Anzahl 

000 m' 
1 000 m2 

Anzahl 

Mfll. DM 

M111. DM 

Mlll. DM 

~till. DM 
Mfll. DM 
~till. DM 

~lill. DM 
Mill. DM 

Mill, DM 
Mill. DM 
Mill. DM 
Mfll. DM 
Mill. DM 

1986 ;;: 100 

1986 ;;: 100 

FREMDENVERKEHR IN SEHERBERGUNGSSTÄTTEN 
MIT 9 UND MEHR GÄSTEBETTEN (einschl. Jugendherbergen) 

Ankünfte 
darunter von Auslandsgästen 

Ubernachtungen 
darunter von Auslandsgästen 

SEESCHIFFAHRT 1) 

GUterempfang 
Güterversand 

BINNENSCHI FFAHRT 

Güterempfang 
Güterversand 

VERKEHR 

ZULASSUNGEN FABRIKNEUER KRAFTFAtlRZEUGE2) 

darunter Krafträder 
Personenkraftwagen 3) 
Lastkraftwagen 

(einschließlich mit Spezialaufbaul 

STRASSENVERKEHRSUNFÄLlE 

Unfälle mit Personenschaden 
Getötete Personen 
Verletzte Personen 

1 000 
1 000 

I 000 
I 000 

1 000 t 
1 000 t 

1 000 t 
1 000 t 

Anzahl 

Anzahl 
Anzahl 

Anzahl 

Anzahl 
Anzahl 
Anzahl 

1989 1990 

Monats­
durchschnitt 

440 

373 
40 

353 
63 

113 

557 
90 

130 

046,3 

184,9 

861,4 

16,2 
64,6 

780,6 

125,7 
654,9 

514,1 
104,7 
93,4 
74,5 
84,5 

116,2 

111,3 

287 
37 

1 471 
72 

490 
920 

136 
158 

9 987 

258 
8 970 

467 

1 399 . 
29 

1 802 

509 

414 
53 

482 
87 

123 
602 

91 

1 148 

997,1 

145,4 

851,7 

14,7 
62,0 

775,0 

122,1 
652,9 

509,2 
102,2 

90,2 
77,6 
75,7 

130,8 

117,7 

317 
40 

l 616 
13 

138 
165 

11 254 

294 
10 060 

570 

444 
30 

1 881 

Okt. 

508 

422 
45 

503 
92 

124 
612 

98 

1 204 

1990 

~lov. 

418 

303 
42 

420 
19 

91 

568 
81 

101 

110,2 1 079,5 

162,7 122,6 

947,5 956,9 

20,5 14,5 
61,2 82,1 

865,8 B60,3 

139,5 123,4 
725,3 736,8 

546,5 
123,7 
88,0 
76,3 
80,0 

136,8 

115,2 

348 
40 

544 
78 

." 
949 

143 
159 

12 652 

82 
11 648 

350 
18 

1 663 

526,9 
111.7 
104,8 
88,9 
71,3 

144,2 

93,5 

210 
34 

701 
62 

546 
890 

134 
161 

11 954 

56 
10 976 

613 

1 4ll 
43 

1 '787 

Dez. 

300 

225 
31 

364 
64 

113 

729 
110 

062 

864,7 

127,4 

737,3 

10,9 
48,7 

677.7 

103,0 
574,7 

443,1 
92,0 
72,9 
65,5 
69,0 

166,3 

103,7 

Sept. 

508 

425 
38 

411 
85 

·102 

564 
86 

086 

042,1 

165,4 

876,7 

15,0 
48,1 

813,6 

109,8 
703,9 

499,5 
96,9 
75,5 
87,4 
71,5 

127 ,I 

142,3 

162 p 432 
26 p 47 

580 p 2 349 
50 p 86 

1991 

Okt. 

616 

517 
44 

588 
109 

113 

596 
101· 

446 

1 091.1 

186,7 

904,4 

18,6 
53,1 

8J2. 7 

136,3 
696,4 

573,4 
123,3 
90,4 
R0,2 
78,1 

140,2 

121,0 

p 365 

' 48 
p 1 695 

' 98 

Nov. 

524 

430 
41 

448 
83 

" 688 
106 

1 108 

145.7 

98,1 

p 230 

' 46 
p 767 
p 95 

147 p 148 p 145 . p 156 
191 p 146 p 151 p 166 

9 510 

53 
8 698 

529 

212 
21 

602 

8 429 

201 
7 350 

639 

p 1 619 
p 33 
p 2 142 

10 619 

135 
9 562 

661 

p 1 269 

' 20 p 1 614 

p 1 409 
p 31 
p 1 812 

11 ohne Eigengewichte der als Verkehrsmittel im Fährverkehr transportierten Eisenbahn- und Straßenfahrzeuge 
2) mft amtlichem Kennzeichen, ohne Bundespost, Bundesbahn und Bundeswehr 
3) einschließlich Kombinatfonskraftwagen 

8 

Dez. 

328 

231 
35 

330 
62 

80 
411 

75 

900 

p 1 268 
p 30 
p 1 623 



Zahlenspiegel 
Schleswig_- Holstein 

19ßg 1990 1990 1991 

Monats-
durchschni ttll Okt. Nov. Dez. Sept. Okt. Nov. Dez. 

GELD UND KREDIT 

KREDITE UND EINLAGEN2) 

Kredfte3l an Nichtbanken insgesamt 
{Stand am Jahres- bzw. Monatsende) Mill. "' 80 020 83 070 81 ßll 82 214 83 070 89 001 89 664 90 614 91 436 

darunter 
Kred1te 3) an inländische Nichtbanken Mill. DM 78 '780 81 367 80 166 80 492 81 367 87 489 88 175 89 159 89 952 

kurzfristige Kredite (bis zu 1 Jahr) Mill. DM 9 784 10 565 10 356 10 213 10 565 11 550 11 530 11 705 11 791 
an Unternehmen und Prf vatpersonen Mfll. DM 9 336 10 451 10 163 10 118 10 451 11 336 11 311 11 444 11 549 

an öffentl i ehe Haushalte ~Ii 11 , DM 448 114 193 95 114 213 219 261 242 

mittelfristige Kredite {1 bis 4 Jahre) Mfll. DM 4 157 4 564 4 329 4 465 4 564 5 270 5 339 5 429 5 504 

an Unterr~ehmen und Privatperson~n ~lill. DM 3 636 3 810 3 654 3 695 3 810 4 234 4 291 4 303 4 370 

an öffentliche Haushalte Mill. DM 521 754 675 111 754 1 036 1 048 1 125 1 134 

langfristige Kredite (mehr als 4 Jahre) 14ill. DM 64 839 66 238 65 481 65 814 66 238 70 670 71 306 7?. 025 72 657 

an Unternehmen und Privatpersonen Mill. DM 48 165 49 552 49 161 49 352 49 552 51 400 5( 944 52 370 52 850 

an öffentliche Haushalte Mill. DM 16 674 16 686 16 319 16 461 16 837 19 270 19 362 19 656 19 807 

Eir~lagen und aufgenor.l!lene Kredite3l "" Nichtbanken 
(Stand am Jahres- bzw. Monatsende) Mill. DM 60 676 64 837 62 493 63 470 64 837 63 502 64 036 65 325 66 933 

Sichteinlagen und Termingelder Mill, DM 40 596 45 311 43 623 44 638 45 311 44 518 45 052 46 349 47 265 

von Unternehr.~er~ und Privatpersonen ~li11. DM 32 511 36 871 35 452 36 407 36 871 39 238 39 616 40 762 41 652 

von öffentlichen Haushalten Mill. DM 8 086 8 440 8 171 8 231 8 440 5 280 5 436 5 587 5 612 

Spareinlagen Mill. DM 20 0!\0 19 526 18 870 18 832 19 526 18 984 18 984 18 977 19 669, 

bei Sparkassen (Spareinlagen, Sparbriefe, 
Namensschuldverschreibungen) Mill. OM 

Gutschriften auf Sparkonten (einschließlich 
Zfnsgutschriften), ab 1.1.87 vierteljährlich Mill. DM 103 4 623 4 623 

Lastschriften auf Sparkontrn,ab I.t.R7 viertelj. Mi 11. DM 3 786 4 013 4 013 

1AHLUNGSSCHW1ERIGKE ITEN 

Konkurse (eröffnete und rungels Kasse abgelehnte) An~ahl 59 47 44 34 "' 45 37 29 54 

Vergleichsverfahren An:ahl 2 

Wechselproteste (ohne die bei der Postl .~nzahl 142 122 164 97 BB 93 
Wechselsurrme Mill. OM l,D ',1 D,8 D,4 0,7 0,9 

STEUERN 

Vierteljahres- 4.Vj,90 3.Vj.91 4. Vj .91 
STEUERAUFK0f!f4EN NACH DER STEUERART durchschnitt 

Gemeinschaftssteuern Mill. DM 3 099,1 3 012,8 3 829,3 3 574,1 4 063,1· 
Steuern vom EfnkoRIIlen Mill. DM 2 178,7 2 105,4 2 855,5 2 506,1 2 885,9 

Lohnsteuer 4) Mill. DM 1 574,5 1 549,3 1 908,9 1 801,3 2 184,6 
Veranlagte Efnkomensteuer Mill. DM 349,4 376,4 625,3 355,7 445,4 
nichtveranlagte Steuern vom Ertrag Mlll. OM 71,6 55,1 43,0 125,9 38,6 
Körperschaftsteuer 4) Mlll. OM 183,3 124,5 278,3 223,2 217,3 

Steuern vom Umsatz Mill. DM 920,3 907,5 973,7 1 068,0 1 177,2 
Umsatzsteuer M111, "" 519,2 607,8 633,0 712,5 788,7 

Einfuhrumsatzsteuer Mfl 1. DM 401,1 299,7 340,7 355,5 388,5 

Bundessteuern Mfll. DM 142,6 55,4 49,9 52,6 50,5 
Zölle M1ll. OM - 0,0 D,D 
Verbrauchsteuern (ohne Biersteuer) Mill. OM 122,8 34,3 40,3 34,7 37,1 

Landessteuern Mill. OM 212,2 213,8 229,2 222,9 243,7 
Vermögensteuer Mill. DM 35,8 37,2 43,7 42,1 43,1 
Kraft f ah rzeu gs teuer Mill. DM 92,1 90,4 93,1 78,7 104,1 
Biersteuer Mlll. DM 6,9 7,9 8,8 11,6 8,9 

Gemeindesteuern Mill. DM 334,0 339,7 335,2 400,6 
Grundsteuer A Mfll. DM 7,8 7,6 7.' 8,1 
Grundsteuer B Mfll. DM 76,9 76,6 71,6 100,9 
Gewerbesteuer 

nach Ertrag und Kapital (brutto) Mill. DM 238,0 241,4 244,1 274,0 

STEUERVERTEILUNG AUF DIE GEBIETSKÖRPERSCHAFTEN 

Steuereinnahmen des Bundes Mill. DM 1 620,0 1 523,6 1 ß77 ,0 1 764,8 2 000,6 
Anteil an den Steuern vom Einkollilien Mill. DM 860,0 858,5 1 152,0 996,9 1 140,8 
Antei 1 an den Steuern vom lknsatz "'ill. OM 598,2 589,8 632,9 694,2 765,1 
Anteil an der Gewerbesteuerumlage M11l. DM 19,3 19,9 42,1 21,2 44,1 

Steuereinnahmen des Landes Mill. DM 1 734,2 794,0 2 356,0 1 956,9 2 115,1 
Anteil an den Steuern vom Einkofllßen Mfll. DM 998,8 927,9 1 296,3 1 152,4 1 317,0 
Antei 1 an den Steuern vom Umsatz Mill. DM 503,9 632,5 788,4 556,8 507,0 
Anteil an der Gewerbesteuerumlage Mfll. DM 19,3 19,9 42,1 22,8 47,5 

Steuereinnahmen der Gemeinden 
und Gemeindeverbände ~1111. DM 611,2 607.7 917,6 677,0 

Gewerbesteuer 
nach Ertrag und Kapital (netto)5) Mill. DM 199,4 201,7 159,8 230,0 

Anteil an der Lohn- und 
veranlagten Einkonmensteuer Mfll. OM 315,8 313,4 403,5 320,4 430,6 

Fußnoten nächste Seite 



Zahlenspiegel 
Schleswig-Holstein 

1989 1990 1990 1991 

Monats­
durchschnitt Okt. Nov. Dez. Sept: Okt. Nov. Dez. 

PREISE 

PREISINDEXZIFFERN IM BUNDESGEBIET* 1985 ; 100 

Ei nfuhrpref se6l 

Aus fuhrpref se6 l 

PreisfndeJC: für den Wareneingang 
des Produzierenden Gewerbes 6) 

Erzeugerpref se 
gewerblicher Produkte6l 
1 andwf rtschaftl fcher Produkte6l 

Pref s f ndex für Wohngebäude, Neubau, 
Bauleistungen am Gebäude 

Ei nkaufspref se 1 andwi rtschaftli eher Betrf ebsmf tte 1 
{ Ausgabenf ndex l 6) 

Ef nzel handel spref se 

Preisindex für dfe Lebenshaltung 
aller privaten Haushalte 

darunter für 
Nahrungsmittel, Getränke, Tabakwaren 
Bekl et dung, Schuhe 

Wohnungsmf eten 
Energie (ohne Kraftstoffel 
Möbel, Haushaltsgeräte u. a. Güter 

für dfe Haushaltsführung 

LÖHNE UND GEHÄLTER 

Effektivverdienste in DM -

ARBEITER IN INDUSTRIE UHO HOCH- UNO TIEFBAU 

Bruttowochenverdienste 

lllännll ehe Arbeiter 
darunter Facharbeiter 

weibliche Arbeiter 
darunter Hilfsarbeiter 

Bruttos tundenverdi ens te 

männliche Arbeiter 
darunter Facloarbefter 

weibliche Arbeiter 
darunter H11 fsarbef ter 

Bezahlte Wochenarbei tszef t 

llännli ehe ArbeIter (Stunden) 
weibliche Arbeiter (Stunden) 

AHGESTELL TE, BRUITOMONATSVEROIENSTE 

ln Industrie und Hoch- und Tiefbau 

Kaufmännische Angestellte 

männlich 
weiblich 

Technische Angestellte 

männlich 
weiblich 

in Handel, Kredit und Versfeherungen 

Kaufm!tnnl sehe Angestellte 

männlich 
weiblich 

Technische Angestellte 

männlich 
weiblich 

ln Industrie und Handel zusanwnen 

Kaufmännf sehe Anges tel 1 te 

männlich 
weiblich 

Technische Angestellte 

männlich 
weiblich 

84,4 82,5 

102,1 102,2 

92,8 91,4 

99,3 101,0 
99,8 94,7 

109,4 116,4 

96,4 95,7 

102,3 104,4 

104,2 107,0 

102,6 105,6 
106,0 107,5 

108,8 112,5 
82,0 85,5 

104,9 107,3 

786 821 
827 860 
552 572 
526 545 

19,44 20,47 
20,49 21,57 
14,07 14,65 
13,34 13,86 

40,4 40,0 
39,2 39,0 

4 759 4 960 
3 285 3 433 

4 849 5 066 
3 217 3 382 

3 831 3 990 
2 634 2 754 

3 772 3 753 
(2 653) (2 700) 

4 126 4 297 
2 823 2 953 

4 779 4 972 
3 205 3 371 

85,0 

102,5 

93,1 

102,1 
90,7 

95,2 

105,5 

108,2 

105,5 
108,1 

113,6 
90,8 

108,1 

844 
884 
580 
553 

20,89 
22,02 
14,83 
14,04 

40,4 
39,1 

5 044 
3 501 

5 178 
3 468 

4 022 
2 789 

3 742 
{2 713) 

4 348 
2 999 

5 069 
3 453 

84,1 

102,4 

92,3 

101,8 
91,2 

118,6 

94,9 

105,4 

108,0 

105,6 
108,6 

113,9 
89,0 

108,2 

83,4 

102,3 

91,7 

101,5 
92,0 

94,8 

105,4 

108,1 

106,0 
108,7 

114,2 
88,6 

10S,3 

82,7 

103,8 

91,1 

104,3 
96,0 

99,2 

107,4 

111,7 

108,6 
110,7 

118,5 
89,7 

111,3 

82,9 

103,7 

91,1 

104,4 
94,8 

99,0 

107.7 

112,0 

108,7 
111,0 

118,9 
90,9 

111,5 

887 
929 
615 
589 

22,27 
23,44 
15,97 
15,20 

39,8 
38,5 

5 341 
3 761 

5 516 
3 725 

4 257 
3 032 

4 362 
{2 593) 

4 614 
3 268 

5 450 
3 703 

82,4 

103,6 

104,3 

126,5 

108,3 

112,5 

109,7 
111,5 

119,3 
91,0 

112,2 

1) Bestandszahlen bei Kredite und Einlagen: Stand 31. 12. 2) Oie Angaben umfassen die in Schleswfg-Holstein gelegenen Niederlassungen der zur 

lOB ,3 

112,6 

110,0 
111,6 

119,8 
90,0 

112,4 

monatlichen B11anzstatfstfk berichtenden Kredftinstitute; ohne Landeszentralbank, ohne die Kreditgenossenschaften (Raiffefsen), deren BflanzsuRille 
am 31. 12. 1972 weniger als 10 M111. DM betrl.lg, sowie ohne die Postscheck- und Postsparkassenämter. Ab 1. 1. 1986 einschlfeßlich RaHfelsenbanken 
3) einschließlich durchlaufender Kredite 4} nach Berücksfchtfgung der Einnahmen und Ausgaben aus der Zerlegung 5) nach Abzug der Gewerbesteuerumlage 
6) ohne Umsatz-(Mehrwert-)steuer 

Hinweis:*) Die Angaben beziehen sfch auf das Bundesgebiet nach dem Gebietsstand vor dem 3. 10. 1990. Sie schließen Berlin (West) mit ein 

10 



Kreiszahlen 

KREISFREIE STADT 

FLENSBURG 

KIEL 

LÜBECK 

tJEUMUNSTER 

Kreis 

Dithmarschen 

Hzgt. Lauenburg 

Nordfriesland 

Ostholstein 

Pi rmeberg 

Plbn 

Ren clsbu rg -Ecke rr~f örde 

Sch 1 eswi g-Fl ens~urg 

Segeberg 

Steinburg 

Stomarn 

Schl eswi g-Hol s tei n 

KREISFREIE STADT 

Kreis 

Bevölkerung am 31. 3. 1991 

insgesamt 

86 ggJ 

245 749 

214 916 

80 834 

129 514 

160 144 

152 751 

189 663 

269 622 

121 846 

247 481 

180 486 

221 747 

128 078 

198 958 

628 7ß0 

Veränderung gegenüber 

Vormonat 

- 0,0 

+ 0,1 

+ 0,0 

+ 0,0 

+ 0,1 

+ 0,1 

+ 0,1 

+ 0,0 

+ 0,1 

+ 0,4 

+ 0,0 

t 0,0 

t 0,1 

- 0,5 

+ 0,0 

+ 0,0 

io ' 

Vorjahres­
monat 1) 

- 0,0 

+ 0,6 

. + 0,5 

+ 0,5 

+ 0, 7 

+ 1,3 

+ 0,7 

+ 0,8 

+ 1,1 

+ 0, 7 

+ o. 7 

t 0,5 

+ 1,4 

+ 0,5 

+ 0,8 

+ 0,8 

Bevöl kerungsv~ränderung 
fm März 1991 

Überschuß 

'" Geborenen 
oder 

Gestorbenen 
1- I 

42 

72 

15 

2 

49 

12 

10 

36 

13 

40 

24 

40 

- 250 

Wande­
rungs­
gewinn 

oder 
-verlust 

1- I 

32 

225 

103 

41 

90 

168 

106 

99 

142 

553 

59 

60 

259 

668 

121 

1 326 

llevöl ke­
rllngs­

zunahme 
oder 

-abnahme 
1- I 

35 

183 

31 

16 

92 

166 

109 

50 

!54 

543 

23 

47 

299 

692 

SI 

1 076 

Verarbeitendes Gewerbe3 l 

Umsatz4l 

Strallenverkehrsunfiill e 
mft Personenschaden im Dezember 1991 

(vorläufige Zahlen) 

Unfälle 

44 

113 

85 

45 

57 

77 

79 

93 

131 

65 

131 

85 

123 

61 

79 

1 268 

Getötete2l 

6 

4 

30 

Kraftfahrzeugbes tanctSl 
am 1. 7. 1991 

Pkw6l 

Verletzte 

48 

149 

106 

53 

73 

101 

108 

llO 

165 

86 

170 

114 

!56 

81 

103 

1 623 

Setriebe 
am 

3l. 12. 1991 

Beschäftigte 
am 

31. 12. 1991 

fm 
Dezember 1991 

Mfll. DM 

insgesamt 
Anzahl 

je 1 ooo 
Einwohner 7) 

FLENSBURG 

KIEL 

LUBECK 

NEUMONSTER 

Dithmarschen 

Hzgt. Lauenburg 

Nordfrf es 1 and 

Ostholstein 

Pinneberg 

Plön 

Rendsburg-Eck ernfö rde 

Schl eswi g-Fl ensburg 

Segeberg 

Steinburg 

Stonnarn 

Schl eswlg-Hol s tef n 

70 

133 

140 

73 

68 

!04 

56 

91 

193 

46 

130 

81 

193 

81 

179 

1 638 

9 273 

21 943 

21 631 

10 335 

7 430 

9 168 

3 360 

6 898 

21 796 

3 162 

10 336 

5 412 

20 639 

9 746 

20 774 

181 903 

311 

593 

494 

122 

304 

167 

87 

!45 

564 

57 

183 

!45 

489 

250 

530 

4 440 

41 052 

113 962 

99 043 

41 739 

77 533 

95 306 

92 827 

107 149 

153 289 

68 066 

145 781 

109 268 

146 104 

76 005 

123 067 

1 490 191 

36 633 

101 S82 

88 374 

37 019 

63 283 

82 646 

76 103 

92 358 

133 826 

57 787 

122 970 

89 450 

125 516 

63 137 

108 381 

279 065 

1) nach dem Gebietsstand vom 31. 3. 1991 2) einschließlich der innerhalb- von 30 Tagen an den Unfallfolgen verstorbenen Personen 
3) Betriebe mit im allgemeinen 20 und mehr Beschäftigten 4) ohne Umsatzsteuer 5) Kraftfahrzellge mit amtlicrtem Kennzeichen, ohne Bundespost, 
Bundesbahn und Bundeswehr 6) einschließlich Kombinationskraftwagen 7) Bevölkerungsstand: 31. 3. 1991 

Anmerkung: Eine ausführliche Tabelle mit Kreiszahlen erscheint fn Heft 5 und 1l 

421 

413 

411 

45B 

489 

516 

498 

487 

496 

474 

497 

496 

566 

493 

545 

487 

11 



Zahlen 
für Bundesländer 

Bevölkerung ArbeItsmarkt Verarbe I tendn Gewerbe2l 

Einwohner Beschäftigte 
UrnsatzJ) 

1111 31. 12. 1990 Al"be1tslose Ende Novea,el' 1991 Kurz· offene .. 
im Oktober 1991 Bundesland erbe! ter Stellen 31. 10. 1991 

Mitte Ende 
Ver- Ver• Arbeits· Nove~e,. No'lelllber E:a:port-

änderung itnderung losen- 1991 1991 quote 
fn 1 000 1) fn 1 000 ll quote fn 1 000 Mlll. DM 4) 

' ' '" 1 000 ' 
Baden-Würt te1nbe rg 9 822,0 + 2,1 159,0 0,6· 3,7 37,3 66,3 547 31 894 29 
Bayern 11 448,8 • 2,0 201,5 0,9 4,1 54,7 70,8 478 30 045 JO 
Berl fn 3 433,7 193,3 48,3 12,7 • 256 • 5 954 • 10 
Brandenburg 2 578,3 158,8 71,0 11,6 170,7 5,0 • 232 • 4 115 • 12 
3remen 681,7 + 1,2 29,1 15,4 9,8 2,6 4,1 85 2 560 39 
Halltlul"g 1 652,4 • 1,6 57,0 14,7 7,8 3,8 7,9 136 9 082 12 
Hessen 5 763,3 • 1,8 11!1,5 1,8 4,9 16,7 25,9 663 13 797 " Meck lenbur(I-VorpOIII!Iern 1 924,0 140,0 66,5 13,6 125,5 4,5 • 91 • "' '" Niedersachsen 7 387,2 + 1,4 230,2 6,3 

7 ·' 
13,0 25,5 687 19 060 " tiOI"'drhel n-Wes tfa len 17 349,7 + 1,4 538,9 5,4 

7 ·' 
52,5 62,S 2 036 46 938 27 

Rhel nl and-Pfa 1 z 3 763,5 + 1, 7 77.7 3,8 5,1 8,5 14,5 395 9 925 34 
Saarland 1 073,0 + 0,8 34,4 4,0 8,2 '·' 3,2 138 2 897 " Sachsen • 4 764,3 276,1 82,7 10,5 342,0 8,2 • "' • 2 430 • 17 
Sachsen-Anhalt 2 874,0 

+ i:2 194,6 91,6 12,0 223,0 6,5 • "' • 2 013 '" Schleswlg-Hol steln 2 626,1 17,0 - 7 ·' 
7,0 4, 2 10,2 183 4 173 19 

Thllrlngen 2 611,3 163,0 64,3 11,2 197,9 7,0 • 267 • 1 177 • 17 

Bundesrepublik 
Oeutschl and p 79 753,2 2 649,0 1 307,4 334,9 p 8 984 p 182 938 . " 

Nachrichtlich: 

Alte Bundesllinder 
(etnschl. Berlfn-West) 63 725,7 + 1,7 1 618,3 - 4,0 6,0 203,9 299,0 7 525 174 835 27 

Neue Bundesländer 
(elnschl. Berlln-Ost) p 16 027,6 1 030,7 74,9 11,7 103,4 35,9 p 1 459 • 8 102 • 18 

Bauhauptgewerbe Wohnungs- FremdenverkehrS) StraOenverkehrsunfäll e 
weun 1111 August 1991 ... Personenschaden 6} 1111 Oktobel" 1991 

Beschäf- baugewel"'bl fcher 
tf~te am 
3 • 8. t.nutz 3) Zahl der Ankünfte Ubernachtungen Unfälle Yerungl ück te 

Bundesland 1991 Im August 1991 geneh-
m1gten 

Ver-
Wohnungen 

•• Yel"- Ver-
Iinderung August Iinderung lndervng je 100 

fn 1 000 Mtll. DM 1) 1991 Anzahl ll Anzahl 1) Anzahl Unfälle 

• ' ' 
Baden-WUrttemberg 177 2 190 + 13,3 8 019 1 163 268 4 636 877 • 7,3 3 654 13,2 4 989 131 
Bayern 246 3 020 • 8,9 7 525 2 121 770 9 613 691 • 4,8 5 162 12,3 7 273 141 
Berltn 1 622 4,9 1 942 120 
Brandenburg 1 187 + 43,2 I 611 136 

Bremen 11 162 + 3,3 112 52 192 102 511 + '·' 300 - 16,2 312 124 
Harnburg " 363 • 9,6 203 835 390 802 0,2 740 - 18,3 972 131 
Hessen 92 1 485 + 37 .• 6 2 922 768 755 2 944 721 • 2,4 2 558 - 6,3 3 499 137 
Meck 1 enburg-Vorpoanern 757 + 43,6 1 014 134 

Niedersachsen 117 1 600 + 16,1 3 927 '128 987 4 268 990 • 8,9 3 620 4,8 3 696 102 
Nordrhef n-Westfalen 242 3 013 + 3,2 7 510 918 392 3 287 592 • 0,2 • 469 15,3 8 355 129 
Rhet nland-Pfal z " 806 + 14,7 2 110 602 927 2 263 690 + 25,0 1 556 7,4 2 128 137 
Saarland 17 219 + 17,4 363 C6 648 166 112 + 20,1 411 15,6 561 136 

Sichsen 1 512 2,9 1 951 129 
Sachsen·Anhalt 1 113 + 31.1 1 ... 134 
Schleswf g-Hol stef n 43 549 • 0,6 950 542 052 J 554 235 • 8,5 1 269 - 6,0 1 634 129 
ThUrlngen 977 + 25,9 1 377 141 

Bundesrepubl tk 
Deutschland 33 249 - 6,4 43 297 130 

Nachrfchtl Ich: 

Alte Bundesländer 
{e1nsch1. Berltn-West} 1 070 13 943 + 11.6 p 35 124 7 578 078 31 859 241 • 6,3 27 170 - 1o.e 35 195 130 

Neue Bundesländer 
(etnschl. Berlfn-Ost) 6 079 + 20,1 8 102 lJ3 

1) gegenüber Vorjahresmonat. ?.) Betriebe mft Im allgemeinen 20 und mehr Beschäftigten 3) ohne uasatzsteuer 4) Anteil des Auslandsumsatzes aJA gesa:n-
ten Lasatz 5} fn BeherbergungSstlitten 11it 9 und mehr Betten 6) vorläufige Zahlen 

Gedruckt I• St..ltfstlschen Landes1111t Schleswfg-Holsteln 
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Erläuterungen 

Die Quelle ist nur bei Zahlen vermerkt, die nicht 
aus dem Statistischen Landesamt stammen. 

Der Ausdruck "Kreise" steht vereinfachend für 
"Kreise und kreisfreie Städte~. 

Allen Berechnungen liegen die ungerundeten Werte 
zugrunde. 

Differenzen zwischen Gesamtzahl und Summe der 
Teilzahlen entstehen durch unabhängige Rundung. 

Zeichenerklärung 

nichts vorhanden 

0 mehr als nichts, aber weniger als die 
Hälfte der kleinsten in der Tabelle 
dargestellten Einheit 

Zahlenwert unbekannt oder geheimzuhalten 

Zahlenangaben lagen bei Redaktionsschluß 
noch nicht vor 

berichtigte Zahl 

p vorläufige Zahl 

s geschätzte Zahl 

X Tabellenfach gesperrt, weil Aussage 
nicht sinnvoll 

ZahlenWert nicht sicher genug 

( ) Zahlen haben eingeschränkte Aussagefähigkeit 

~ entspricht 

Statistisches Amt für Harnburg 
und Schleswig-Holstein 

Bibliothek 
Standort Kiel 
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